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Häfen zu besichtigen. Die Stadt Duisburg hat gern
von 'dieser Anregung Gebrauch gemachtund läßt Sie
durch mich bitten, uns die Freude zu machen, am kom¬
menden Donnerstagnachmittag sich für bissen Besuch
bereit zu halten. Wir würden um 2^ Uhr am Don-
nerstaguachmittag von hier mit dem Schiff nach Duis¬
burg fahren und dort in kleinere Boote uns umbooten,
um den Hafen zu besichtigen. Dann würde es der Stadt
Duisburg sine Freude sein, Sie abends M einem
kleinen Imbiß und Umtruuk als ihre lieben Gäste be¬
grüßen zn können.

Ich darf diese Ginladung au das Hohe Haus, ebenso
wie an die Provinz ialverwaltung richten. Es würde
uns eine Freude sein, wenn auch die hier anwesende»
Vertreter der Presse sich anschließenwollten.

Ich möchte aber bitten, die Listen, die in den
Fraktionen verteilt werden, heute noch zu unter¬
schreiben,damit wir wissen, ans wieviel Teilnehmer
wir rechnen können; denn wir müssen in mancherlei
Beziehung zeitig unsere Verfügungen treffen. Ich
möchte also bitten, bis heute abend noch in den
Fraktionen diese Listen auszufüllen.

Dann, meine Damen und Herren, schlage ich Ihnen
im Einverständnis mit dem Aeltestenrnt vor, nachdem
wir jetzt die Formalitäten erledigt haben, eine Pause
eintreten zu lassen und uns um 3 Uhr pünktlich hier
zu einer zweiten Sitzung wieder zusammenzufinden
mit folgender Tagesordnung:

1. Eingänge;
2. Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und die bannt in Verbindung
stehendenLandtagsvorlagen.

Morgen vormittag soll dann um 9^ Uhr die all¬
gemeine Aussprache über den Etat und die übrigen
Puutte stattfinden, so daß nach dieser Aussprache die
sämtlichen Vorlagen und Eingaben an die Fach¬
ausschüsse gehen können.

Der übermorgige Tag (Mittwoch) ist lediglich für
Nusschußsitzungeuberechnet. Wir nehmen an, daß nach
der heutigen Vollsitzungnach dem Vortrage des Herrn
Landeshauptmanns, der etwa 1^ Stunden in An¬
spruch nehmen wird, sich Von4>< Uhr ab die Fraktionen
wieder versammeln können.

Also morgen 9^ Uhr Vollsitzung. Vom Aeltesten-
rat ist für diese Sitzung beschlossen, die Redezeit für
alle Fraktionen aus anderthalb Stunden zu beschrän¬
ken; und zwar soll nach dem Stärkeverhältnis der
Fraktionen der erste Redner, eventuell der zweite
Redner sprechen. Die weiteren Redner, die von den
Fraktionen noch das Wort nehmen wollen, würden nach
der Reihenfolge ihrer Anmeldung entsprechend der
Geschäftsordnung zu Worte kommen. Nach der Ge¬
schäftsordnung ist die Beschränkung der Redezeit nur
mit Dreiviertelmehrheit zu beschließen.

Ich muß noch eins einschieben: Diese anderthalb-
stündige Redezeit bezieht sich aus die „Fraktionen".
Der Aeltestenrat hält es für billig, auch die neugebil¬
dete kleinere Gruppe, die sich eben hier angemeldet hat,
die aber nach der Geschäftsordnung leine Fraktion ist,
zu Worte kommen zu lassen, ist aber der Auffassung,
daß bei der gerinnen Stärke dieser Fraktion es genügt,
eine halbe Stunde Rededauer zuzuweisen. (Zurus:
Fünf Minuten!)

Nach der Geschäftsordnung bedarf diese Regelung
der Redezeit,wie gesagt, einer Mehrheit von drei Vier¬
teln des Hauses. Ich bitte diejenigen, die für diese
Vorschlägedes Aeltestenrates sind, die dort einstimmig
erfolgt sind, sich von den Sitzen zu erheben. — Das ist
jedenfalls die Dreiviertelmehrheit des Hauses. Ich
stelle also Ihr Einverständnis Mit den Vorschlägenfest
und werde bei der Verhandlung danach Verfahren.

Das Wort wird weiter nicht gewünscht. Dann
schließe ich die Sitzung, Nächste Sitzung also um 3 Uhr.

(Schluß 2 Uhr.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf.Montag, den 4. April 1927.

(Beginn 3 Uhr 10 Minuten.)

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Herrn Landeshauptmanns über den

Haushaltsplan und die damit in Verbindung
stehenden Landtagsv orlagen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist eröff¬
net. Eingänge sind zur Zeit nicht mitzuteilen.

Wir kommen M Punkt 2: Bericht des Herrn Landes¬
hauptmanns über den Haushaltsplan und die damit
in Verbindung stehendenVorlagen.

Ich erteile dem Herrn Landeshauptmann das Wort.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Es steht aber
schon in der Zeitung! Heiterkeit.)

Landeshauptmann Dr. Horion : Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Gerade vor einem Jahre
durfte ich an dieser Stelle Ihnen aus dem gleichen
Anlaß wie heute einiges über die wirtschaftliche Lage
und die Lage der Verwaltung in der Rheinprovinz
vortragen. Es ist von besonderem Interesse, heute
nochmals auf die damalige Zeit zurückzublicken. Da-
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mals war eine Zeit des tiefsten wirtschaftlichenNieder¬
ganges. Von allen Seiten wurde die Lage schwarz in
Tiefschwarzgemalt; es häuften sich die Kundgebungen
der wirtschaftlichenVerbände, wonach eine wirtschaft¬
liche Katastrophe als unvermeidlich und unmittelbar
bevorstehenddargestellt wurde. Dabei wurde besonders
darauf hingewiesen,daß die Lage in ber Rheinprovinz
besonders ungünstig sei, »weil der Kohlenbergbau und
der Winzerstand so tiefdaniederlägen. Ich glaube, es
Hat selten ein Jahr wirtschaftlicher Entwickelung ge¬
geben — abgesehen von Kriegs- und Revolutions¬
zeiten —, wo das Bild der Wirtschaft sich derart ver¬
ändert hat wie vom März 1926 bis zum März 1927.
Die Vorgänge sind im ganzen so bekannt, daß es hier
nur kurzer Hinweise bedarf.

Die Steigerung der Gütererzeugnng wird ans dem
Gebiete der Kohle dadurch gckeunzeichnet, daß die täg¬
liche Kohlenförderung von 362 0NN Tonnen Anfang
1926 auf 15,0 NON Tonnen in der zweiten Dezember-
Woche stieg, um dann allerdings wieder auf durch¬
schnittlich^0lN00 Tonnen in den FebrnnrMochen 1927
und 395, N00 Tonnen in der letzten Märzwoche zu sinken.
Die Belegschaft des Rnhrgcbietes betrug im Januar
1926 388NNN Bergarbeiter; sie sank bis Mai noch bis
auf 365 NW und stieg dann auf 118 NNN im Februar
1927. Die Roheisenerzeugung im Rnhrgebict stieg von
538 NNN Tonnen im Januar 1926 auf 810 NW Tonnen
im Januar 1927. Die Zahlen für Rohstahl lauten: im
Iannar 1926 6!5,NNN Tonnen und im Januar 1927
1Nl5NNN Tonnen. Wenn auch die weitervcrarbeiten-
den und Vcrbranchsgüter erzeugenden Industrien ans
so glänzende Zahlen nicht blicken können, vielmehr an
manchen Stellen sogar, wo sie auf den Export ange¬
wiesen sind — ich erinnere an Renischeid und Solin¬
gen —, noch recht dunkle Punkte ausweisen,so ist doch
auch diesen Industrien zweifellos die Steigerung des
Einkommens und der Kaufkraft, die Mit der größereu
Beschäftigung der Schwerindustrie verbunden ist, zu¬
gute gekommen. Ebenso scheint sich allmählich auch in
der für die Rheiuprovinz so besonders wichtigenTextil¬
industrie eine Besserung anzubahnen.

Auch in der Landwirtschaft sind die Befürchtungen,
die man vor einem Jahre hegte und die 'in dem Worte
eines namhaften Führers der Landwirtschaft Ansdrnck
fanden: „Wir stehen nicht in einer Agrarkrise, sondern
in einer Agrarkatastrophe," doch glücklicherweise n'icht
Wirklichkeitgeworden. lZnrnf des Abgeordneten Hoff¬
mann: Das hat er auch selber nicht geglaubt!) Freilich
haben eine verhältnismäßig schlechte Ernte nnd die im
vergangenen Jahre noch besonders hohen Schulden -
zinsen die Verschuldung der Landwirtschaft noch weiter
gesteigert. Auf der anderen Seite haben aber doch die
Produktillussteigerung, die Rationalisierung, die Tech¬
nisierung und die Erhöhung der Preise für die Pro¬
duzierten Güter eine solche Besserung hervorgerufen,
daß das Gesamtbild gegenüber den Vorjahren als gün¬
stiger anzusehen ist. Das zeigt sich beispielsweiseanch
in dem guten Eingang der Hhpothekcnzinsen bei der

Landesbank. Anch der Geschäftsberichtder Landwirt-
schaftskammersagt in seinem Gesamturteil über die
Lage der Landwirtschaft im letzten Jahre: „Zusammen¬
fassend darf gesagt werden, daß im Jahre 1926 wohl
der größte Tiefstand der Wirtschaftskrisis der rhei¬
nischen Landwirtschaft überschrittenMorden ist und daß
manche Anzeichen bestehen, die nunmehr einen lang¬
samen Aufstieg erhoffen lassen." Auch die Lage der
Winzerbevölkernng hat sich durch die Erhöhung der
Weinprcise und durch manche Notstandsmaßnahmen
wesentlich gebessert, wenn auch die kleinen Winzer
zweifellos noch immer unter großer Not zu leiden
haben.

Ans die Vorgänge im Kapitalmarkt, die Senkung
des Zinsniveans, die Flüssigkeit des Geldmarktes, das
stärkere Anziehen der Effcktenkurse,das Nachlassender
Konkurse und GcschäftBaufsichtenWill ich nur hin¬
weisen. Man mag im einzelnen an diesen Momenten
manches kritisieren und ihre Bedeutung einschränkend
beurteilen; in ihrer Gesamtheit zeigen sie doch das Bild
eines wirtschaftliche»Aufschwungs'in einem Umfange,
wie wir ihn vor einem Jahre nicht erwarten konnten.

Wie schwer es aber ist, nunmehr etwas für die Zu¬
kunft oder auch nur für das folgende Jahr zu prophe¬
zeien, das zeigen die ganz verschiedenartigen Urteile,
dk' von namhafte» Wirtschaftsführern in dieser Hin¬
sicht abgegeben werden. Aber im allgemeinen habe ich
doch das Gefühl, daß anch in diesen Kreisen der
Optimismus überwiegt.

Von den wirtschllftförderndenTriebkräften des ver¬
gangenen Jahres werden zwei Michtige: die Rationali-
sicrnng und die internationale Verständigung, ihre
Wirksamkeit behalten. Eine weitere Triebkraft, der
englische Nergarbeitcrstreik, hat aufgehört. Aber die
günstige Wirkung dieses Streits wird noch etwas nach¬
wirken, obwohl nicht zu übersehen ist, daß die letzte
Woche schon 18lNN Feierschichtenwegen Absatzmangels
im Rnhrbergban gebracht hat.

Vor 'übertriebenem Optimismus mnß uns aber, ab¬
gesehenvon der Ackeitslosenziffer,aus die ich noch zu
sprechen komme, mancher Vergleich inst der Vorkriegs¬
zeit warnen. Wenn beispielsweise immer wieder auf
die Höhe der Sparguthaben hingewiesen wird, so darf
man hoch nicht vergessen, daß wir heute mit nenn
Milliarden Sparguthaben den Betrag der Vorkriegs¬
zeit von 19 Milliarden noch nicht im entferntesten er¬
reicht haben. Wenn auch auf einzelnen Gebieten die
Produktion die Höhe der Vorkriegszeit erreicht hat, so
ist doch uicht zu übersehen, daß wir auf demselben
Boden drei Millionen Menschen mehr zu ernähren
haben. Vor allem aber darf nicht übersehen werden,
daß im nächsten Jahre die Last des Dawesplans sich
in ihrer ganzen Schwere für die Wirtschaft geltend
machen'wird. (Sehr richtig! rechts.) Eine gewisse Be¬
ruhigung für die Zukunft könnte uns nur geboten
werden, wenn unsere wirtschaftlicheEntwickelung nicht
wie bisher im wesentlichen auf internationalen Be¬
ziehungen beruhte, sondern wenn es gelänge, die In-
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lan"dskraft und den Inlandsgüterumschlag 'durch eine
bedeutende Steigerung der landwirtschaftlichen Pro¬
duktion zu heben. (Lebhaftes Sehr richtig! rechts.) Es
müssen deshylb alle Ausgaben öffentlicher Verbände,
die zur Hebung der Landwirtschaft und der landwirt¬
schaftlichenProduktion dienen, ganz besonders unter
dem GesichtspunktegMürdigt werden, baß es sich "dabei
nicht um eiue Hilfeleistung für einen einzelnen Stand,
sondern um ein wesentlichesMittel zum wirtschaftlichen
Aufschwungdes ganzen Volkes handelt. (Sehr richtig!
rechts.)

Alles in allem wirb man wohl für die deutsche
Gesamtwirtschaft die letzte vom Justitut für Kou-
junkturforschung vor etwa einem Monat ausgegebene
Diagnose der deutschen Konjunktur als richtig an¬
erkennen können; sie lautet: „Zögernd fortschreitender
Aufschwung." Aber zwei wesentliche Einschränkungen
sind zu machen, eine Einschränkung, die sich auf die
Rheinprovinz bezieht, und eine allgemeine Einschrän¬
kung. Zunächst die hemmenden und lähmenden Mo¬
mente, unter denen die Wirtschaft in "der Rheinprovinz
gegenüber dem übrigen Deutschland "in 'den letzten
Jahren besonders gelitten Hut, dauern nach vielen
Richtungen hiu noch fort. Es sind das die Folgen
eines völligen Stillstandes der Wirtschaft während des
Nuhrkampfes, "die Tatfache "der Besatzung, unsere
Eigenschaft als Grenzprovinz un"d, hiermit in gewisser
Hinsicht in Zusammenhang stehend, die nicht wegzu¬
weisende Befürchtung, daß die Rationalisierung der
Wirtschaft zu einer Konzentrierung der Industrie mehr
im Innern von Deutschland und z» einem Wcgriickeu
von den Grenzen führen kann. Das optimistische Wirt¬
schaftsbild wird aber wesentlich beeinträchtigt, wenn
Man die Wirtschaft nicht isoliert als einen Mechanis¬
mus der Gütererzeugung und Güterverteilung auf¬
saßt, sondern wenn man als das Wichtigste der Wirt¬
schaft die Menschen ins Auge faßt. Dann stehen wir
vor 'dem dunklen Punkte in unserer deutschen Wirt¬
schaft, der außerordentlichen Arbeitslosigkeit mit all
ihren bedenklichen "sozialen und wirtschaftlichenFolgen.
Bedenklich nach der sozialen Seite hin: ein großer un¬
beschäftigter,in seiner Lebenshaltung gedrückter Volks¬
teil, "der notwendigerweise,»nenn dieser Znstand länger
dauert, auch moralisch und tör'perl'ichheruntersinken
Muß (Abgeordneter Krawinkel: Sehr wahr!), eine
arbeitslos herumstehende,der Arbeit entwöhnte Jugend
und die Gewöhnung eines großen Teiles der Bovölkc-
Nttrg an ein Leben auf öffentlicheKosten, 'das sind die
wesentlichensozialen Schäden, die mit der Arbeits¬
losigkeit verbunden sind. Und nach der wirtschaftlichen
Seite hin die Notwendigkeit,Milliarden alljährlich aus
der Wirtschaft zur Unterstützung der Erwerbslosen
herauszuziehen. Dazu die Steigerung der öffentlichen
Ausgaben, die aus zahleichen Gebieten, vor allem in
der Wohlfahrtspflege, durch die Erwerbslosigkeit be¬
engt ist. Es ist geradezu tragisch, in den Zahlen zu
sehen, wie der Aufstieg der Gütererzeugung nnd der
Aufschwungder Wirtschaft am Arbeitsmarkt fast spur¬

los vorübergeht. Die Zahl der Hauvtunterstützungs-
cmpfängcr im Reiche betrug am 15. März 192<: 2< 170 ü>
nnd Mitte Februar 1927 ^ 1 95,2 909. In der Rhein¬
provinz lauten die beiden Zahlen: 271000 am 15. März
1926 und 252 000 am 15. Februar 1927, jedesmal ein¬
schließlich der Krisenunterstützten gerechnet. Damit
vergleicheman die gewaltigenZiffern der Produktions-
stcigcrung, die ich eben anführen konnte. Das trau¬
rigste aber ist, daß alle Anzeichendafür sprechen, daß
wir dem Uebel "der Erwerbslosigkeit für die nächsten
Jahre im wesentlichen hilflos gegenüberstehen. (Abgeord¬
neter Hoffmann: Hört, hört!) Der letzteMonat hat aller¬
dings eine Besserung gebracht: die Rcichsziffer ist auf
, 660000, also um 15 Prozent, gesuukeu, die Ziffer in der
RheinProuiM von 252 000 auf 226 000. Die Beobach¬
tungen des Arbeitsmarktes ergeben aber ganz "deutlich,
daß die Besserung fast ausschließlichdurch Landwirt¬
schaft und Baugewerbe hervorgerufen ist, also einen ans
der Jahreszeit beruhenden, rein saisonmäßigen Charak¬
ter hat. Die beiden tiefsten Gründe der Erwerbslosig¬
keit sind eben solche, die sich nnr allmählich durch eincu
Zeitraum von Jahren erfordernde Entwickelung und
Einstellung der ganzen Wirtschaft aus neue Verhält¬
nisse überwinden lassen. Der eine Grund ist dir Be-
völkcrungsentwickelung,wie es kürzlich auf der Ber¬
liner Tagung der Deutschen Gesellschaft zur Be¬
kämpfung der Arbeitslosigkeit überzeugend dargelegt
wurde. Trotz "der schweren Kriegsverluste hat sich die
Zahl der in erwerbsfähigem Alter stehenden Männer
auf dem Gebiete des heutigen Deutschland von
Ifi^ Millionen "im Jahre 1911 auf 20,2 Millionen ge¬
steigert, und die entsprechendeZahl bei den Franen
lautet sogar auf eine Zunahme von 3 309 000. Noch
stärker ist die Gesamtzahl der tatsächlich Erwerbs¬
tätigen des DeutschenReiches gestiegen, nämlich gegen¬
über der Vorkriegszeit um 7100 000, wobei auch der
Wegfall der allgemeinen Militärdienstpflicht eine Rolle
spielt. Es hat eben eine völlige Umschichtungder
Altersklassen der BevölkeruUg infolge einer bcdeuteu-
den Erhöhung des Durchschnittslcbensalters auf etwa
15 Jahre stattgefuuden. Auf der einen "Seite ein starkes
Wachsen der Altersklassen"der Erlverbsfähigen, auf der
anderen Seite infolge Sinkens der Geburtenziffer eine
Verminderung der Lebensalter von 1 bis 11 Jahren.
Dazu kommt als zweiter Grund die Wirkung der
Rationalisierung, die in sehr vielen Fällen eine Ar-
bcitervermindernng trotz Steigerung der Produktion
herbeigeführt hat. Wenn wir das heutige Bild mit der
Vorkriegszeit vergleichen, so können wir es etwa so
zeichnen, daß auch in der Vorkriegszeit die produktiv
Tätigen mit dem, was sie erarbeiteten, die gleiche An¬
zahl produktiv Untätiger zu ernähren hatten. Nur
waren die produktiv Untätigen in der Vorkriegszeit
mehr Kinder und Rentner, deren Untätigkeit nichts
sozial Bedenkliches hatte, während es heute zum großen
Teil arbeitsfrcudige und arbeitswillige Menschen sind,
"deren Untätigkeit die großen sozialen Mißstände her¬
vorruft, vou denen ich eben sprach.
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Nun ist al>er diese schlimmste Schattenseite unseres
Wirtschaftslebens nicht etwa über ganz Deutschland
mit gleichmäßigen, Drucke verteilt, sondern, sie lastet
mit unverhältnismäßig größerer Schwere auf der
Nhcinprovinz. Ich muß bei her Bedeutung, die gerade
die Erwcrbsloscufrage für den Haushaltsplan her Pro-
vinzialverwaltnng und für maucheher Ihnen gemach¬
ten Vorlage» hat, auf diesen Pnnkt noch mit einem
Wort eingehen.

Die Erwerbslosigkeit in der Rheinprovinz zeichnet
sich bor der Erwerbslosigkeit im übrigen Deutschland
durch drei erschwerende Momente aus: Erstens liegen die
relativen Zahlen stänhig über den Neichsziffern und
den preußischenZiffern. Wenn auch hie ursprüngliche
Differenz, die nach dem Nuhrtampf bestand, natur¬
gemäß erheblich zusammengeschrumpftist, so entfielen
doch in 'der Rheiuprovinz am 15. Januar auf 1NN0 Ein¬
wohner 38,5, Arbeitslose, wenn man wieder die Hanpt-
uuterstützuugsempfäugcr in der Erwerbslosen- und
der» Krisenfürsorge nUd die Notstandsarbeitcr zu¬
sammenzählt. Für das Reich lautet 'die Zahl: 33,2
und für Preußen 32,6. Die Besserung auf 34,9 Ar¬
beitslose, hie wir am 15. März in der Rheinprovinz
zu verzeichnen hatten, wird wahrscheinlichgenau in
'demselben Maße im übrigen Deutschland auch ein¬
getreten sein; die dortigen Zahlen liegen nur noch
nicht bor. Der zweite Grund, her hie Erwerbslosigkeit
erschwert, ist der, haß hie Erwerbslosen in her Rhein-
Provinz mehr >ccks in dein übrigen Deutschland in Heu
größeren Städten zusammengeballt sind. Der hritte
Grunh ist her, daß hie Erwerbslosigkeit in her Rhein-
Provinz seit dem Rnhreinbrnch nnnnterbrochen an¬
dauert und einen viel unbeweglicherenund konstante¬
ren Eharakter Hat als im übrigen Deutschland. Ein
deutliches Zeichen für hie lange Dauer der Erwerbs¬
losigkeit in her Rheinproviuz ist darin zu fiUden, daß
im Reich auf IM Hauptunterstützungsempfänger heute
10,9 Krisennntcrstützte entfallen, dagegen in her Rhein¬
proviuz 20,1, also die hovpelte Anzahl. Gs ist klar,
daß diese hrei Tatsachen Heu Druck der Erwerbslosig¬
keit unh hie Belastung, die sie vor allem auf die Ge¬
meinde!! ausübt, ganz bedeutend über das Zahlen-
mäßiae hinaus vergrößern. Das muß insbesondere
gegeUüber der iu Berlin immer wieder aufgemachten
Rechnung, daß die Rheinprovinz aus Mitteln her Pro¬
duktiven Erwerbs'losensürsorge einen höheren Prozent¬
satz erhalte, als hem Prozentsatz ihrer Erwerbslosen
im Verhältiris zum Reich entspräche, mit größtem
Nachdruck hervorgehoben werden. Es ist durchaus
richtig, aber auch sachlich hurchaus geboten, daß für den
Promillesatz der Erwerbslosen, der zwischen 20 und 30
unh 30 nnd 10 liegt, bedeutend mehr von zentraler
Stelle ans geschehen muß als für Heu Promillesatz
zwischen1 unh 10. Mit anderen Worten: der Druck
her Erwerbslosigkeitwächst nach oben nicht proportional,
sondern progressiv. Bei 30 pro Mille ist in Heu be¬
treffenden Bezirken der Druck auf hie Wirtschaft und
die öffentlichenFinanzen viel stärker als bloß dreimal

so stark gegenüber 10 pro Mille. Es ist daher durch¬
aus lein Geschenk, soUdern in der Natur der Sache
begründet, wenn die Bezirke mit so außerordentlich
hohen Vrwerbslüsenzahlen auch über den schematischeu
Prozentsatz hinaus bei her Hilfeleistung von zentralen
Stellen bedachtwerden. Leider entspricht aber der Um¬
fang der Entbastuug der Rheinproviuz durch Arbeits¬
beschaffungund NotstaUdsarbeiten noch durchaus nicht
diesen Anforderungen. (Sehr richtig! im Zentrum.)
Die großen Projekte desArbcitsbeschaffungsProgramms
liegen, abgcseheu etwa vom Nürburgring, durchweg
außerhalb her Rheinproviuz. Und das große Projekt
einer Notstandsarbcit, has die Provinz'ialverwaltung
mitten im Herzen der größten Erwerbslosigkeit durch¬
führen wollte, die Erbauung der Untobahnstraße
Köln—Nüsseldof, kommt infolge der Verzögeruugen
nnh Bcdcntlichkeitenin Berlin nicht vorwärts. (Hört,
hört! links.) Ich komme noch darauf zurück. Wichtige
Projekte rheinischer Großstädte werden abgelehnt, ob¬
wohl doch die Prüfung der Produktivität und Ren¬
tabilität in erster Ninie her Selbstverwaltung über¬
lassen werden könnte, da ja die Unterstützungen zum
größereu Teil nicht geschenkt,sondern als Darlehen
gegebenwerden, hie aus den Mitteln der betresfenhen
Kommune verzinst nnh zurückgezahlt werden müssen.
Es wird aber auch darüber hinaus den öffentlichen
Körperschnfteuimmer schwerer,von den znr Verfügung
gestellten Mitteln überhaupt Gebrauch zu machen, da
die Bedingungen nicht tragbar sind. Die Schuldenlast
die durch die Annahme der Darlehen aus her pro¬
duktiven Erwerbslosenfürsorge aufgeladen wird, wächst
immer mehr, besonders in den Städten, die schon,
wie die rheinischenStädte, seit Jahren unter der hohen
Erwerbslosigkeit leihen unh Häher schon immer
Schulden zum Zwecke der Beschäftigung von Erwerbs¬
losen aufnehmen mußten. Die Verzinsung nnd Ti'l-
guug dieser Schulden wird bei den heutigen Be-
dinguugen allmählich die Haushaltspläne her Kom¬
munen sn her Zukunft iu einer ganz uuerträglichen
Weise belasten Es ist daher auch, wie kürzlich noch
vom Vertreter hes Volkswohlfahrtsministcrs bei Be¬
sprechungen über die Notstaudsarbeiten in der Rhein-
Provinz hervorgehoben wurde, heute keineswegs so, daß
etwa die Gemeinden sich allgemein um die Geldmittel
für Notstanhsarbciten aus der produktiven Erwerbs¬
losenfürsorge reißen. Daraus ergibt sich, daß die Be¬
dingungen für hie Darlehen zn schwer sind Die Til¬
gungsfristen müssen verlängert nnd die Zinssätze her¬
untergesetztwerden. Soviel mir bekannt, bestehen auch
an manchen Stellen her Reichsregieruu'ff Absichten,
diesen Wünschen zu entsprechen; das Reichsfinnnz-
miuistcrium leistet aber bis jetzt noch Widerstand.

Die Provinzialvcrwaltuug hat sich ja auch, wie Sie
uns einer besonderen Vorlage ersehen, bereit finden
lassen, im letzten Jahre eine Anleihe von 13 Millionen
zur außerordentlichen Beschäftigung von Erwerbslosen
bei Strnßenbauarbeiten aufzuuehmen. Aber auch hier ist
die gewährte Vergünstigung, nämlich ein Zinszuschuß
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von 4 Prozent im ersten und von je 3 Prozent im
zweiten und »dritten Jahre und hernach nichts mehr,
so geringfügig, daß wir bei solchen Bedingungen auf
dem eingeschlagenen Wege nicht weiter fortschreiten
können.

Im übrigen muß — ich sage „leider" — der größte
Teil her Unterstützung der Erwerbslosen nach wie vor
zu Lasten nicht her Produktiven, sondern 'der unter¬
stützenden Fürsorge gehen, denn es ist ganz unmöglich,
die Mittel aufzubringen, um auch nur den größten
Teil der Erwerbslosen mit NotstaNdsarbcitenbeschäfti¬
gen zu können. In der unterstützendenErwerbsloscn-
fürsorgc wird nun wohl »die bevorstehende Arbeitslosen¬
versicherung wesentliche Verankerungen bringen, ob¬
wohl die Ansichtendarüber, ob sie eine finanzielle Er¬
leichterung für hie Städte und Gemeinden bringen
wirb oder im Gegenteil noch eine Erschwerung, bis jetzt
noch nicht geklärt sind. Vom Standpunkte der Gcsamt-
wirtschaft aus gesehen, ist es aber auch nicht ein wesent¬
licher Unterschieb, ob diese Mittel in her Form von
Reichs- und Stnatssteuern, in der Form von Ge¬
meindesteuern oder in der Form von Beitragen zur
Arbeitslosenvcrsichcrnng gezahlt wenden. Es ist ja
immer dieselbe Wirtschaft, die die Mittel abführen
mnß, wenn auch an eine andere Stelle.

So wird bei einem Urteil 'über hie Gcsamtwirt'schaft
das wesentlichgünstige Urteil wieder in nachdrücklicher
Weise -beeinträchtigt hnrch die große Arbeitslosigkeit,
besonders in nnsercr RheiNProvinz, wo die beiden
Seiten des Bildes noch ungünstiger liegen als im
übrigen Deutscki'lan'd, Aber immerhin War es doch
möglich, in Hiesem Bilde wenigstens einige erfreuliche
Züge aufzuweisen.

Ganz anders ist es bei der öffentlichenVerwaltung,
vor allem bei den Kommunen und Kommnnalverbän-
den. Schon im vorigen Jahre habe ich an 'dieser Stelle
über 'deren finanzielle Lage gesagt: „Im allgemeinen
ist nicht zn bestreiken, daß die finanzielle Lage der
Kommnnen als eine geradezu verzweifelte augesehen
werben muß. Ich glaube, wenn die mangelhaft auf¬
gestellten, in den Einnahmen überschätzten und in den
Ansaabe» beruntergestrichcnen Haushaltspläne einmal
wirklichhurchgefnhrt werden sollen, so wirh die Lage
noch viel schlimmerwerden." So ist es denn anch im
?nnfe des Jahres gekommen. Das heute übliche System
der Nalaneierima des Etats, darin bestehend,haß die
Einnahmen willkürlichheraufgesetztunh die Ausgaben
willkürlich herabgesetzt werden, um hie Schlußzahlen
stimmend zu machen, muß einmal zusammenbrechen.
<Sehr richtig! rechts.) Die Folgen sind große Defizits
am Ende des Jahres. Der früher selbstverstänMchc
Grundsatz, hieses Defizit nun im folgenden Jahre
sofort zu tilgen oder wenigstens über Hessen Tilgung
Beschluß zu fasse», ist auch nicht mehr 'durchführbar,
ha her nächstjährige Etat in seinen ordentlichen Aus¬
gaben ebensowenig zu balancieren ist wie her vorig-
jährige und sicherlich 'das Defizit nicht auch noch über¬
nehmen kann. Das Defizit wird infolgedessen Vorschuß

oder Anleihe. Um im übrigen den ordentlichen Etat
zu balancieren, geht man 'dazu 'über, 'zahlreicheAus¬
gaben nicht produktiver und alljährlich Wieherkehren¬
her Art in 'den außerordentlichen Etat zu überweisen
und damit die Schulden noch weiter zu steigern. Auch
die Provinzilllvcrwll'ltung mnß leider, wie ich Ihnen
gleich im einzelnen noch 'darlegen werde, 'dieses System
in gewisser Hinsicht befolgen. (Hört, hört! rechts.)
Eine kleine Rechtfertigung findet 'dieses System m. G.
darin, haß wir von einer Stabilisierung der öffent¬
lichen Finanzwirtschaft noch weit entfernt sind unh daß
wir uns «deshalb zum Troste sagen können, haß Wir
znr Zeit immer uoch in einer Uebergangszeit leben
und haß 'die Gestaltung der wesentlichstenEinnahmc-
gucllen, der Reichsstcuerü'berweisnngen,sich für die
Zukunft noch nicht endgültig übersehen läßt. Der
jetzige Finanzausgleich ist auf zwei Jahre gemacht.Ob
er zwei Jahre hält, scheint mir sehr zweifelhaft. Man
weiß noch nicht, was werben'wirb. Möglicherweisewird
es in Zukunft viel besser. Es wird dann möglich,aus
den erhöhten Einnahmen hie Sünden 'der Vergangen¬
heit zn reparieren. (Znrn'f des Abgeordneten Obcr-
dörster: Ein Buch mit sieben Siegeln!)

Aber »eben dieser Unsicherheit der Finanzen ver¬
hindert noch ein anderer Umstand, haß in die öffent¬
liche Verwaltung 'die Ruhe und Stetigkeit kommt,deren
sie so 'dringend bedarf, und zwar hat hierunter die
Provinzial'verwa'ltung vielleichtmehr noch als alle an¬
deren öffentlichenVerwaltunaen zu leiden: Das ist die
immer mehr zunehmendeUnsicherheitjeder öffentlichen
Behörde in bczug aus ihre Zukunft nn'd in bezug ans
ihren Wirknnaskreis, hervorgerufen 'durch sich immer
wieder neu überstürzende Ver'waltungsrcsormproiekte
nNd, 'damit zusammenhängend, das immer stärkere
Neben- nn'd Gegeneinanderregicren der verschiedensten
Behörden. Ich Will hier nicht von 'den Zuständen reden,
wie sie in Berlin durch das Neben- und vielleichtauch
Genencinan'deravbciten von Reichs- nn'd Staats¬
behörden nnd durch das Neben-, manchmal anch Gegen-
einaNderarbeitcn 'der vcrstbiedenen Staatsministerien
bervorgerufeu werden. Dadurch 'Wird eines her Grund¬
übel unserer 'heutigen öffentlichen Verwaltung noch
außerordentlich vergrößert. Dieses Grundübel sehe ich
in der immer stärkeren Konzentration aller öffentlichen
Ner'waltnnoen in Berlin, sei es beim Reich, sei es bei
Prcußeu: beide babcu sich in 'dieser Hinsichtnichts vor¬
zuwerfen. lLebbaftcs Sehr richtig!) In einem Maße,
wie es früher nicht im entferntesten her Fall war, ist
hente jede Kommunalver'waltung ständig abhängig und
beeinflußt von Entscheidungen, die in Berlin, sei es
durch hie Ministerien, sei es durch die Gesetzgebung,
getroffen werden. Vor allem werden von dort aus
aus HuNderteu von Kanälen nn'd Fonds die Gelder
für die verschiedensten Städte her örtlichen und Pro¬
vinziellen Vevwnltung bewilligt. Und dieses System
geht anscheinend zwangsläufig immer weiter, denn
immer mehr mnß bei der Finanzlage her Kommunen
und bei 'der Konzentration der Steuern nach oben von
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Städten, Kreisen und Provinzen um finanzielle Hilfe
auf allen Gebieten in Berlin gebeten werden. Zahl¬
reiche der Ihnen vorliegenden Anträge zeigen das auch
wieder. Diese Ruse werben von der Regierung und
'den Abgeordneten vielfach gar nicht ungern gehört,
Sie geben immer wieder die Möglichkeit, neue Fonds
'bereitzustellen und dadurch 'die Verwaltungsausdeh-
nung und den Einfluß her Berliner Stellen wesentlich
zu verstärken. (Sehr richtig!) Heute ist es 'doch so,
daß aus jeder größeren Kommuua'lvcrwaltung ent¬
weder der Vhef o'der mindestens ein Vertreter alle
Wochen einmal »ach Berlin fahren und bort her¬
umgehen muß, sei es bei den Reichsministerien, sei
es bei den Landesministerien, fei es bei Abgeordneten
'des Reichstags und des Landtags oder sei es bei den
kommnnalen Spitzenvcrbänden, die sich ja auch zu
neuen großen Zentralbehörden ausgewachsenhaben, um
dort mit irgendwelchenAnliegen vorstellig zu werden.
Nnd immer wieder, wenn man hinkommt, trifft man
andere Vertreter von Kommunalverwaltungen oder
auch von der Stantsverwaltnng, der Provinz oder
Vertreter der Industrie, des Handwerks und des Han¬
dels sowie der Berufsorganisationen, die dort mit den¬
selben Anliegen von einer Stelle zur anderen herum¬
ziehen. So entwickelt sich allmählich 'bei der immer
'weiteren Ausdehnung der Gegenständeder öffentlichen
Verwaltung in Berlin ein Verwaltungswasserkopf,der
unbedingt einmal zerplatzen muß. (Lebhafte Zu¬
stimmung.)

Wenn ich nun auf die besonderen Beziehungen der
Provinzialverwaltnng zur Staats- und Reichsregie¬
rung zu 'sprechenkomme, so muß ich zunächst gerne
anerkennen, daß das, was unter Staatsaufsicht im enge¬
ren Sinne verstanden wird und in der Provinzial-
ordnung geregelt ist, dank einmal der verständnisvollen
und wohlwollenden Handhabung dieser Nestimmungen
durch die für uns zunächst zuständige Staatsbehörde,
den Herrn Qberpräsidenten, dank vielleicht auch dem
engen Zusammenarbeiten, das gerade ans dem Gebiete
der provinziellen Selbstverwaltung zwischender Be¬
hörde, die die Staatsaufsicht zu führen hat, und der
Behörde, die die Verwaltung durchzuführen hat, be¬
steht, von der Provinzialverwaltüng viel eher als
Unterstützung und Förderung wie als lästige Fessel
empfunden wird. (Znrnf des Abgeordneten Hoffmann:
Er hat aber in feiner Eröffnungsrede neue Drohungen
ausgestoßen! Heiterkeit.) Aber ganz unabhängig da¬
von steht das Bestreben von Reichs- und Staats¬
behörden, auf vielen Gebieten Aufgaben, die bisher
Sache der provinziellen Selbstverwaltung waren und
muh sein sollten, ans die Staatsverwaltungsorgane zu
übernehmen. Auch diese Tendenz besteht allerdings
hauptsächlichbei der Gesetzgebung nnd den Berliner
Zentralstellen. Gestützt wird diese Tendenz durch die
Abneigung, die heute weite Kreise gegen die mit der
Selbstverwaltung nun einmal verbundene demokra-
trsche Mitwirkung von Vertretern des Volkes bei der
Verwaltung haben, zumal wenn diese Vertreter noch

aus allgemeinen Wahlen hervorgegangen sind. (Zuruf
links: Und in den Anfsichtsräten sitzen!) (3s sind
zweifellos weite Kreise, die heute mehr Vertrauen zu
der burcaukratisch arbeitenden Staatsregierung haben
als zu einem Provinzialausschuß, einem Provinzial-
landtage, oder vielleicht auch zu einer Stadtverord¬
netenversammlung. Daher geradezu der Ruf mancher
Stellen nach Verstärkung der Staatsaufsicht über die
Kummuucu und nach immer neuen Genehmigungs¬
rechten, Das Auffallende ist, daß diese Tendenz in
Berlin auch gefördert wird fierade von solchen Par¬
teien, in deren Bezeichnung sich das Wort „demokra¬
tisch" findet, (Heiterkeit,)

An einem besonderen Beispiel möchte ich diese
Stimmung der Berliner Zentralstellen gegenüber der
provinziellen Selbstverwaltung darlegen, zumal sich
daraus nuch der Unterschied auf diesem Gebiete zwischen
der Vorkriegszeit nnd der Jetztzeit ergibt. Die Straßen-
Verwaltung war in der Vorkriegszeit in der örtlichen
Instanz lediglich Sache der Gemeinden und des Kreises
«ud in der überörtlichen Instanz Sache der provin¬
ziellen Selbstverwaltung. Die Staatsverwaltung be¬
schränkte sich auf die polizeilicheAufficht und auf die
Anregung bei den Gemeinden zur Erbauung von
Straßen oder bei der Provinzialverwaltnng auch zur
Unterstützung von gemeindlichenStraßenbauprojekten,
die sie im öffentlichen Interesse für notwendig hielt.
Die Neichsregierung beschäftigtesich mit der Straßen-
Verwaltung überhaupt nicht. Das ist heute ganz anders
geworden. Zunächst das Reich im Reichsverkehrs¬
ministerium, dann aber auch die Preußische Staats-
regierung in dem hierfür zuständigen Landwirtschafts-
ministcrinm haben in der Straßenverwaltung dank¬
bare Betätigungsfelder gefunden, wobei ich gerne zu¬
gebe, daß die Preußische Staatsregierung den Gegen¬
stand vielleicht nur deshalb aufgegriffen hat, um ihn
an zentraler Stelle nicht ganz dem Reiche zu über¬
lassen. Jetzt werden in Berlin Straßenbauprogramme
für ganz Deutschland aufgestellt. Durchgangsstraßen
werden geplant von Hamburg »ach München nnd von
Aachen nach Königsberg. Die Straßen des ganzen
Reiches werden in Klassen eingeteilt. Endlose Stati¬
stiken, Schreibereien nnd Untersuchungen werden vor-
aenommen. Der Reichstag beschließt in der üblichen
Weise: ein großzügiges Programm muß aufgestellt
werden, Sitzungen über Sitzungen finden statt. Nur
das eine, das Geld, wird nicht von Berlin hergegeben,
und wenn es gegeben wird oder besondere Straßen
von Reichs wegen gebaut werden sollen, so wird es
ans der Kraftfahrzeugstener genommen, also aus
Mitteln, die sonst den Provinzen und den Stadt- nnd
Landkreisen zufließen. Und das alles, weil man be«
banptct. es könnten bei dem Durcheinanderfluten des
Verkehrs doch keine Schlagbäume zwischen den einzel¬
nen Ländern oder Provinzen aufgerichtet werden, und
weil man von großen Mißständen redet, die an den
Grenzen der Provinzen nnd Länder entständen, ohne
aber auch nnr ein einziges praktisches Beispiel an-
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führen zu tonnen. Vollständig verkannt wird bei diesen
Bestrebungen, daß her Landstraßenberkehr auch in der
Zeit des Automobils niemals in derselben Weise wie
Eisendahn- oder Luftverkehr oder wie die jetzt neu
geplante Luftschwebeschnellbahn der Ueberwindung
großer Entfernungen "dienen kann, vielmehr stets einen
mehr lokalen Charakter behalten wird.

Für !die Rheinprovinz und den Westen haben alle
diese Berliner Zentralisierungsbestrebungeu aber- noch
eine besonders unangenehme Seite. Wenn die Arbeiten
und Geldmittel auf irgendeinem Gebiete unmittelbar
zuerst in Berlin zusammeugezogeuund dann von dort
aus wieder unterverteilt werden, so kommt der Westen
regelmäßig zu kurz. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr
richtig!) Wenn beispielsweisejetzt die Straßen in ver¬
schiedene Klassen eingeteilt und danach vielleicht hinter¬
her die Mittel,der Kraftsahrzeugsteuer verteilt werden
sollen, so hat jede Provinz ihre erste, zweite und dritte
Masse, während in Wirklichkeit,wenn mau richtig ver¬
gleicht, manche Provinzen gegenüber dem Aertehr in
der Rheinprouinz erst mit der 'fünften oder sechsteil
Klasse anfangen dürften. (Sehr richtig! rechts.) In
einem Plan zu einem Kraftwagenstraßennetz für
Deutschland, der mir vorliegt, ist in dem ersten Aus¬
bauabschnitt die Provinz Ostpreußen mit 800 Kilometer
Kiaftwagenstraßen und die Rheinprovinz mit 690 Kilo¬
meter vertreten. (Heiterkeit.) Die Stärke des Verkehrs
spielt anscheinendgar keine Rolle. Vielmehr hat mau
anscheinend nur darauf geachtet,daß auf der gleichen
Fläche auch die gleiche Zahl schwarzer Striche sich be¬
findet. Es gehört in diesen Plan wohl eine Straße
von Allenstein nach Sensbnrg, Rasteuburg und Gum-
binuen, aber nicht die Straße von Köln nach Aachen,
von Köln nach Trier oder von Köln nach Ehrenbreit-
stein. Wir sehen also, was wir zu erwarten haben,
wenn diese Pläne weitergehen und nach bissen Plänen
einmal eine Reichsstraßenverwaltung aufgezogen wird
und die Rcichsmittol zur Durchführung solcherPläne
verwendet werden.

Aber auch bei ber Preußischen Stnatsregierung hat
sich im vergangenen Jahre gerade auf dem Gebiete der
Straßenvcrwaltung ein Beispiel für die an manchen
Stellen bestehende Abneigung gegen die Provinzielle
Selbstverwaltung und damit gegen die Selbstverwal¬
tung überhaupt gezeigt. Bekanntlich sind nach dem
neuen Gesetz über die Kraftfahrzeugsteuer 25 Prozent
dieser Steuer zur Nuterstützung des Gemeinde- und
Kreiswegebaues bestimmt. Was hätte nun näher ge¬
legen, als diese 25 Prozent den Provinzialuerwaltun-
gcn zur Verteilung zu überweisen,da ja auch die Pro¬
vinzen schon in ihrem bisherigen Haushaltsplan zu
demselben Zweck bedeutende Mittel auswerfen. Gs
hätte dann von einer Stelle aus nach gleichmäßigen
Gesichtspunktendie Verteilung 'vorgenommen werden
können. Vor dem Kriege wurde von der Preußische»
Staatsregierung auch so 'Verfahren. Im Jahre 1902
erging ein ganz analoges Gesetz, durch das große Geld¬
beträge zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreis-

wogcbaues von Preußen bereitgestellt wurden. Gs war
damals selbstverständlich,daß diese Betrüge nach einem
bestimmtenSchlüsselverteilt wurden und daß die Ver¬
teilung durch deu Provinzialausschuß erfolgte, wobei
die Genehmigung des Qberpräsideuten zu dem Ver-
teiluugsplllu borbehalten wurde. Heute wird es von
den Vertretern der Staatsregierung, in Berlin als
ebenso selbstverständlichdargestellt, daß es ganz unmög¬
lich wäre und allen Verwaltuugsgrundsätzen wider¬
spräche, solche Gelder, die von der Staatsregierung her¬
kämen, etwa der Selbstverwaltung zur Verteilung zu
überlasseu; das könnte nur durch die unmittelbaren
Organe der Etaatsregierung, durch die Regierungs¬
präsidenten, also ohne Mitwirkung der Bevölkerung,
geschehen. So geschiehtes denn auch, und nunmehr
arbeiten glücklich mal wieder auf dem gleicheu Ge¬
biete der Unterstützungdes Gemeinde- und Kreiswoge¬
baues zwei Behörden vollständig unnbhäugig neben¬
einander. Ich erkenne dabei gerne an, daß die rhei¬
nischen, Stadt- und Landkreise und, ich glaube, wohl
auch die rheinischenOrgane der Staatsregieruug, den
Standpunkt der Provinzilllverwaltung, die Verteilung
durch die Probluzialverwaltung vornehmen zu lassen,
unterstützt haben. Auch der Staatsrat hat sich in seiner
überwiegenden Mehrheit auf deu gleichenStandpunkt
gestellt. Im Landtag hat aber dieser Beschluß des
Staatsrats von den Regierungsparteien nur bei der
Zeutrumspartci Uuterstützung gefunden, während
Demokratie und Sozialdcmotratie dagegen gestimmt
haben. (Hört, hört! rechts.)

Ich berühre damit Fragen, die mit der allgemeinen
Verwaltungsreform zusammenhängen, von der wir ja
wohl überzeugt sind, daß sie weiter als je entfernt ist.
Aber was man verlangen könnte, das wäre denn doch,
daß man dem letzten Ziel dieser Vcrwaltungsreforul,
der Beseitigung und Einschränkung der Zahl der Be¬
hörden und Beamten nicht furtwährend dadurch ent¬
gegenarbeitet, daß man noch immer ncne völlig selb¬
ständige Behörden zu den vorhandenen hinzuschafft.
So steht jetzt eiue ueue Organisation der Arbeits¬
vermittlung und der mit
einem neuen Reichsbehördenaufbau von Berlin durch
die Provinz bis in die Kreise und Gemeinden bevor.
Die Provinzialvcrwaltungiuird dadurch iusofcru berührt,
als uuumehr wieder das Landcsarbeits- und Berufs¬
amt von 'der Provinz losgelöst und zu einer selbständi¬
gen Neichsbehürdegemachtwird. Die erfreuliche Seite
für uus liegt darin, daß dann der »ls Provinzial-
zuschuß vorgesehene Posten von 98 000 Mark wohl
erspart werdeil wird. Eine ähnliche Regelung wird
erstrebt bei den Lllndesuersicherungsanstalten,und schon
tauchen im Hintergrund weitere neue Behörden aus,
deren Umfang gar nicht abzusehen ist: die üandes-
planungsverbände, sei es nun, daß sie im Stadtebau-
gesetz gesetzlichgeregelt werden, sei es, daß sie wie bis¬
her auf freier Vereinbarung beruhen. Es müßten die
Geschäftsführer dieser Verbände nicht die tüchtigen
Leute sein, die sie wirklich sind, wenn es ihnen nicht ge-
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länge, aus dieser Behörde in kürzester Frist etwas zu
machen und in einigen Jahren einen großen Beamten-
stllü und eine Verwaltungsbehörde, allerdings auch eine
Veruandsumlage ins Leben zu rufen. Das ist ganz
besonders leicht, weil die Aufgaben "dieser üandes-
plaimngsverbaude sich ja gar nicht abgrenzen lassen.
Was kann nicht alles mit Landesplanung zusammen¬
hängen und in Zusammenhang gebracht werden: alle
Fragen des Straßenbaues, des Kanalbaues, des Luft¬
verkehrs, des sonstigen Verkehrswesens, der Landes-
meliorationen, der Siedlung, her Wohnungsfürsorge,
des Baumschutzes,der Grünflächenerhaltung usw. Ich
bin überzeugt, auf allen 'diesen Gebieten werden wir
in Zukunft neben den bisherigen Behörden noch eine
weitere Behörde haben, 'die mindestens zur Mitarbeit
herangezogen werden muß, wenn sie nicht überhaupt
das Bestreben hat, die Sache selbst an sich zu ziehen,
und damit die üblichen Kompetenzkonsliktemit den
anderen Behörden, die die Angelegenheit bisher be¬
arbeitet haben, entstehen.

Damit hängt zusammen die Frage: Ruhrsiedlungs¬
verband und Ruhrprovinz. Ueber den ersteren brauche
ich nichts Grundsätzliches zu sagen; er ist vorhanden,
und ich glaube, daß die beiden Pruvinzialverbände mit
ihm zu einem Zusammenarbeiten kommen können, das
sa, wenn einmal zwei Behörden mit einem zum Teil
völlig gleichen Wirkungskreis für das gleiche Gebiet
vorhanden sind, nämlich für das überörtliche Straßen-
Wesen, nicht immer ganz leicht ist.

Ich erkenne auch gerne an, daß die zuständigen
Stellen des Ruhrsiedlungsverbandes den Gedanken der
Suiaffung einer Ruhrprovinz durch Erklärungen in
der letzten Verbandsversammlung abgewiesen haben.
Ich hoffe, daß die Erklärung des Verbandspräsidenten
bei dieser Gelegenheit auch namens des Preußischen
Staatsministeriums abgegeben worden ist. Ich nehme
an, daß auch nicht an die Bildung einer solchen Pro¬
vinz auf kaltem Woge gedacht wird, d. h, ohne die
Schaffung des Namens, aber doch durch allmähliche
Wegziehung der Aufgaben aus dem Tätigkeitsbereich
der beiden, bestehendenProvinzen. Ich glaube, wenn
der Arbeitseifer nach dieser Seite noch so groß wäre,
würde das schon an den finanziellen Folgen für die
Kostenträger des Ruhrsiedlungsverbandes scheitern.
Damit ist aber der Gedanke der Ruhrprovinz durch¬
aus noch nicht erledigt. (Abgeordneter SteiNbüchel:
Gott sei Dank!) Das ergibt sich schon aus dem Zuruf:
Gott sei Dank, der mir eben von einem Vertreter der
Stadt Vsscn gemachtwurde, (3s ergibt sich auch deut¬
lich aus der Stellungnahme bedeutender Presseorgane
in dein in Betracht kommendenGebiete. Infolgedessen
kann ich nicht umhin, als Vertreter einer der mit¬
beteiligten Provinzen auch an dieser Stelle ein Wort
zu der Sache zu sagen.

Begründet wird die Notwendigkeit einer Ruhr-
Provinz mit und Werbilli-
üung. Ich Zaun diesen Grund eigentlich nicht ganz
ernst nehmen, denn bisher gehen alle Wege zur Ver-

waltungsvereinfachung dahin, daß die Zahl der Be¬
hörden vermindert wird und Vcrwaltungsgebilde zu¬
sammengelegt werden (Sehr richtig! bei den Sozial-
demokraten), und hier soll auf einmal die Nerbilligung
dadurch herbeigeführt werden, daß anstatt zwei Be¬
hörden drei Behörden geschaffen werden, daß also dem¬
nächst anstatt zwei Oberpräsidenten und 'Landeshaupt¬
leuten mit einem großen Beamtenftab drei vorhanden
sind uud vor allem auch statt zwei Provinziallandtagen
deren drei. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Machen wir nur einen daraus!) Was den weiteren
Grund der Entstehung von Schwierigkeitenan den Ver¬
waltungsgrenzen angeht, so vermag ich nicht einzu¬
sehen, wie die Schwierigkeiten geringer werden, wenn
an Stelle der einen Verwaltungsgrenze, die ein wirt¬
schaftlich zusammenhängendes Gebiet durchschueidet,
nunmehr in Zukunft deren zwei an den beiden Seiten
des Ruhrsiedlungsverbandes entstehen, denn auch diese
Grenzen werden so wirtschaftlich zusammenhängende
Gebiete durchschneiden,beispielsweisean den Grenzen
zwischen 'den beiden Landkreisen Essen und Düsseldorf
oder zwischenden Kreisen Eleve uud Geldern. Man
müßte dann schon so weit gehen, wie eben freundlicher¬
weise Herr Abgeordneter Hoffmann meinte, daß man
d'ie beiden Provinzen ganz zusammenwirft, oder aber,
daß man bestrebt ist, das ganze rheinisch-westfälische
Industriegebiet grundsätzlich zusammenzufassen und
dann, noch die Städte Glberfeld und Barmen und
wahrscheinlich auch uoch Köln mit einzubeziehen.
(Heiterkeit.)Ich sehe den tieferen Grund, der hinter den
Bestrebungen, sei es bewußt oder, wie ich gerne an¬
erkennen will, unbewußt, steht, in dem anderen Um¬
stände: Ich möchte ihn nach einem bekannten Vorbild
als den Lacro Tgoizmobezeichnen,der sich sagt: Wir
sind hier reich und wohlhabend und stehen uns besser,
wenn wir allein bleiben, als wenn wir für ärmere
kleine Gemeinden mit einzutreten haben. Wenn dieser
Grund aber einmal maßgebend wird für die Ziehung
von Verwaltungsgrenzen und alle historischenGrund¬
lagen nichts mehr bedeuten sollen, so mögen sich doch
die Befürworter der Nuhrprovinz sagen lassen, daß sie
dann Wohl wissen, wo sie mit der Aenderung der
Grenzen anfangen, daß sie dann aber nicht wissen,wo
die Sache aushört (Ageordneter Krawinkel: Sehr
richtig!), und ob es bei der Aenderung von Provinz-
grenzen verbleibt. Denn von solchen Gesichtspunkten
aus ließe sich auch noch — was wir alle nicht wünschen
— die Aenderung anderer Grenzen als der Provinz¬
grenze zwischen Rheinland und Westfalen begründen.
(Zustimmung.)

Soweit Klagen vou einzelnen Stelle» aus dem Be¬
zirke des Ruhrsiedlungsverbandes darüber geführt wer¬
den, daß von der Provinzialverwa'Itung nicht genug
für diesen Bezirk geschieht, vermag ich die Berechtigung
dieser Klagen nicht anzuerkennen. Alle die vielen
Klassen von Hilfsbedürftigen, die wir zu versorgen
haben und die relativ zahlreicher im Ruhrgebiet sind
als im übrigen Teil der Provinz, werden in der
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gleichen Weise untergebracht wie aus allen anderen
Teilen der Provinz. Wenn man aber darauf hinweist,
daß wir fast gar keine.Provinzialanstalten im Ruhr-
«ebiet haben, so ist das durchaus erklärlich, denn biese
Anstalten gehören in die gesundheitlichvorteilhafteren
Bezirke der Provinz, nicht in ben Dunst der Fabriken
und Städte, sondern auf das Platte Land, Unsere
größte und beste Irrenanstalt Bebburg liegt unmittel¬
bar in der Nähe des Ruhrgebietes bei Eleve, ihre Er¬
bauung bei Duisburg oder Essen wäre unsinnig ge¬
wesen. Und in bezug auf Unterstützungen zum Wege¬
bau wind beispielsweise nicht nachgewiesen werden
können, büß bie Stadt Essen mit ihrem Umkreis auch
nur das geringste weniger erhalten Hat als die Städte
Köln und Düsseldorf. Im übrigen schweben aber zur
Zeit Verhandlungen, die zu einer Unterstützung des
Gemeinde- und Kreiswegebaues im Gebiete des Nuhr-
sie'dlungsverbandesüber das, was bisher in dieser Hin¬
sicht schon geschehen ist, hinaus führen sollen und die
wahrscheinlichzu einem Abschluß kommen werden.

Wenn ich zu Beginn meiner Ausführungen ange¬
deutet habe, baß bie Gesamtlage, unter ber ich dieses
Mal bie Etatsrebe zu halten habe, sich in wesentlichen
Punkten von ber Situation des Vorjahres unter¬
scheidet, so gilt bies auch von dem Haushaltsplan, der
Ihnen vorgelegt wird. Schon im vorigen Jahr war
der Haushaltsplan nur dadurch zwangsweise äußerlich
zum Balancieren gebracht worden, daß einmal schon
von der Verwaltung bie Ausgabetitel rücksichtslos be¬
schnitten worden waren, dann aber auch die Einnah¬
men, vor allem aus ber Kraftfahrzeugsteuer, auf eine
Höhe geschätzt worden waren, deren Eingang kaum zu
erwarten war. Die Folgen bieses Verfahrens zeigen
sich bei ber Aufstellung dieses Haushaltsplans. In
diesem Jahre 'ist es nlcht mehr möglich gewesen, eine
Erhöhung der Provinzialumlage wenigstens in der
absoluten Summe zu vermeiden, und dennoch ist eine
«rbnungsmäßige Aufstellung bes Haushaltsplanes
ebensowenig möglich gewesen. Vielmehr bleibt nichts
anderes übrig, als über das Defizit des Jahres 1925
Mit 4.3 Millionen Mark stillschweigenbohne jegliche
Deckunghinwegzugehen unb auf günstigere Verhält¬
nisse im nächsten Jahre «zu vertrauen. Wie schwierig
die Aufstellungdes Haushaltsplanes war, zeigt die Ge¬
schichte seiner Entstehung. Die erste Ausstellung ergab
die Notwendigkeit, bie Provinzialumlage um 30 Pro¬
zent von 10,5 Millionen auf 13 650 000 Mar« zu er¬
höhen. Das wurde bekanntlich auch mit Billigung
des Provinzilllausschusses von mir den Stabt- und
Landkreisen als Unterlage für die Aufstellung ihrer
Haushaltspläne 'Mitgeteilt. Dann war es mir aber
möglich, durch weitere Herabstreichung der Ausgaben
den Betrag um 525 000 Mark zu vermindern. Der
Vrovinzialausschuß strich bann aber noch mal 1575 000
Mark, so baß ein Betrag an Provinzialumlage von
N 550 000 Mark übrig blieb. Dabei war wenigstens
der Anfang ber Tilgung des Defizits aus 1925 mit
^0 000 Mark vorgesehen. In einer Nachtragsvorlage,

die Ihnen zugegangen ist, mußten aber auch diese
500 000 Mark wiebcr gestrichen werben, da sich an einer
anderen Stelle bes Hanshaltsplanes, worauf ich noch
kommen werbe, nachträglich eine Mehrausgabe von
500 000 Mark ergeben hatte. Das ist gegenüber dem
Vorjahr ein Mehr an Provinzialumlage von 1050 000
Mark. Dieses Mehr kann aufgebracht werben, ohne
ben Prozentsatz ber Umlage, soweit er auf die Reichs-
steuerüberweisungen entfällt, zu erhöhen; vielmehr
blemt dieser Prozentsatz 10,5 Prozent. Nach den letzten
Nachrichten und Berechnungen, bie sich aus den Be¬
schlüssen zum Reichsfinanzausgleich und zum preußi¬
schen Finanzausgleich ergeben, scheint es sogar, daß die
als Maßstab dienenden Ueberweisungcn höher werben,
also ber Prozentsatz sinken würde. So schmerzlich die
Erhöhung bes absoluten Betrages ber Provinzial¬
umlage um 10 Prozent auch ist, so möchte ich aber doch
vergleichsweise anführen, baß die Durchschnittserhühung
der Provinzlalumlagen in biesem Jahre bei den preu¬
ßischen Provinzen nach einer Mitteilung der Geschäfts¬
stelle 35 Prozent beträgt. Die Nheinprovinz erhebt
noch immer neben Westfalen bie geringste Provinzial¬
umlage pro Kopf der Bevölkerung.

Dabel ist gegenüber den Haushaltsplänen der Städte
unb Gemeinden besonders hervorzuheben, daß bie Pro¬
vinz ial steuern nicht in Form eines bestimmten Prozent¬
satzes von Maßstabssteucrn beschlossen werden, so daß
also, wenn im Laufe des Jahres die Wirtschaftslage sich
bessert unb mehr Steuern eingehen,bns auch den Pro-
vinzilllnmtern zugute kommt. Das war vor bem Kriege,
und bas war für bie Verwaltung sehr angenehm. Da¬
mals War ständig eine Zeit wirtschaftlichen Auf¬
schwungs. Man konnte ben Etat immer bequem
balancieren unb brauchte sich keine Sorge zu machen,
deun alles, was mehr ausgegeben wnrbe, wurde am
Enbes bes Jahres doch gedeckt durch den Mehrbetrag
an Steuern, ber im Laufe des Jahres eingegangen
war. Das ist jetzt, wie gesagt, anders. In Zeiten wirt¬
schaftlichenNiederganges ist das allerdings ein Vor¬
teilfür die Verwaltung,'denn sie bekommtimmer genau
ben bestimmtenBezug. Aber in Zeiten des wirtschaft¬
lichen Aufschwungs ist es ein Vorteil für die Steuer¬
träger. Ich glaube, baß wir zur Zeit in einer Zeit der
letzterenArt leben.

Zur Begründung des Haushaltsplans mnß ich mich
an bieser Stelle auf einige Gesamtzahlen beschränken.
Der Nettohaushalt nach Abzng der Erstattungen inner¬
halb ber Verwaltung beträgt in Einnahme und Aus¬
gabe 115 878 000 Mark gegenüber 105 000 000 Mark im
Jahre 1926. Von bem Mehr sind zunächst zwei Milli¬
onen Mark für das Ergebnis des Hanshaltsplans be¬
deutungslos. Es ist ber Mehrbetrag an Zusatzrente
für Kriegsbeschädigte,ben wir von der Neichsregierung
zur Abführung an die Kriegsbeschädigtenerhalten.
Von bem übrigen Mehr von 8 800 000 Mark wirb ein
Betrag von 5 800 000 Mark durch eigene Einnahmen
gebeckt, während ein Mehrzuschuß von brei Millionen
verbleibt, der durch Neichsstcuerüberweisungen und
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Provinzialsteuern zu decken ist. Es steigt damit der
Gesamtzuschuß von '1120« «UN Mark auf 14 500 000
Mark. Bei diesem Vergleich mit den Zahlen von 1926
— nicht etwa mit der Wirklichkeit, die steht noch nicht
fest — ist nicht aus dem Auge zu lassen, baß, wie sich
heute schon ergibt, «der Haushaltsplan von 1926 zu
knapp aufgestellt war. Als er aufgestellt wurde, hatten
ja Wohl auch Provinzialausschuß und Provinzial-
verwaltung schon das Gefühl, daß er sich nicht würde
innehalten lassen, Kenn es wurde ein Zusatzantrag des
Inhalts angenommen: Wenn aber die Ginnahmen
insbesondere bei der Kraftfahrzeugsteuer nicht ein¬
gehen, so soll der Provinzialausschuß die Ausgaben
auf dem Gebiete der Straßellverwaltung für ,die Unter¬
haltung der Straßen unb die Unterstützung des Ge¬
meinde- und Kreiswegebaues demnächst herabsetzen. Ich
habe schon damals darauf hingewiesen, baß dies vor¬
aussichtlich nicht möglich sein würde, dadiese Ausgaben
im Sommer gemacht werben müßten, zu einer Zeit, wo
sich das Ergebnis der Krastfahrzeugsteuer noch gar
nicht übersehen ließe. So ist esdenn auch gekommen.
Die Kraftfahrzcugstcuer wird ein Minimum von drei
Millionen Mark gegenüber dem Voranschlage ein¬
bringen, !dem allerdings auf der anderen Seite zwei
Millionen Mark an Mehreinnahmen aus Reichs-
einkommcnsteuerngegellüberstehen,so baß sich hier ein
Defizit von eine Million Mark voraussichtlichergeben
wird. Die Ausgaben werden nicht überschritten wer¬
den, so baß daraus eine Vergrößerung bes Defizits
nicht erfolgt, genau wie auch das Defizit von 1,3 Milli¬
onen Markdes Jahres 1925 nicht durch Ueberschreitung
der Ausgaben, sondern lediglich durch Nichteinbrin-
gung der in den Haushaltsiplan eiugesetztenGinnah¬
men hervorgerufen worden ist.

Der Wichtigste Posten der Mehrausgaben bes vor¬
liegenden Haushaltsplanes ist wiederum die Straßen-
Verwaltung. Die Ausgaben des ordentlicheil Haus¬
haltsplanes sind von 21338 000 Mark auf 23 817 000
Mark gestiegen. Ein Wort zur Erklärung brauche ich
kaum hinzuzufügen.

Das Provinzialstraßennetz umfaßt zur Zeit 63 !5
Kilometer Mit einem ständig steigenden Automobil¬
verkehr in einem Umfange auf einzelnen Straßen, wie
er im ganzen übrigen Deutschland im zwischcnürtlichen
Verkehr völlig unbekannt ist. 745 Kilometer von diesen
Straßen sind bisher schon mit einer dem Autumobil-
verkehr angepaßteil bauerhaften Fahrbahn: Klein¬
pflaster, Asphalt, Beton, versehen. Weitere 36U Kilo¬
meter kommen bis Schluß dieses Jahres hinzu. Dann
haben Sie vor zwei Jahren beschlossen, daß allmählich
2UN0 Kilometer Gemeinde- und Kreisstraßen Provin-
zialstraßeumäßig ausgebaut und auf die Provinz über¬
nommen werben sollen; das geht natürlich nur lang¬
sam, ba auch die Kreise und Gemeinden sich daran be¬
teiligen müssen. Infolgedessen sinb bis jetzt 94 Kilo¬
meter ausgebaut und übernommen und im Ausbau
begriffen 661 Kilometer. Trotz dieser großen Leistungen
treten noch täglich Wünschean die Verwaltung heran

wegen Neudeckungvon Straßeil, wegen Anlegens von
Kleinpslllster-und Asphaltdecken, wegen Baues von Um¬
gehungsstraßen, wegen Anlagen von Brücken, wegen
Ausbaues von Bahnübergängen, Ausbaues von Kurven
unb Serpentinen. Daß hier die Finanzlage äußerste
Zurückhaltung und Maßhalten erfordert, wird Ihnen
klar sein. Es würbe mich freueu, wenn diese Zurück¬
haltung auch von feiten des Provinziallandtags gegen¬
über biesen Wünschen gewahrt würbe.

Dasselbe gilt von der Unterstützung des Gemeinbe-
unb Kreiswcgebaues. Ich bedauere selbst lebhaft, daß
bei den noch vorliegenden 1300 Unterstützungsantragen
für ben Gemeittdewegebau keine größere Summe als
1700 000 Mark in ben Haushaltsplan eingesetzt wer¬
den konnte. Es ist aber auch zu bedenken, daß die
Kreise unb Gemeinden in diesemJahre die vorhin
schon erwähnten 25 Prozent Kraftfahrzeugsteuer un¬
mittelbar bekommen,ein Betrag, der weit größer ist,
als jemals der Gtatsbetrag zur Unterstützung bes Ge¬
meinde- und Kreiswegebaues hätte erhöht werden
tonnen.

Hier ist ein Wort zu sagen über den Stand der
Vorarbeiten zu ber Autobahn Köln—Düsseldorf,über
die Sie im Dezember Beschluß gefaßt haben. Eine
besondere Vorlage darüber ist Ihnen zugegangen. Nach
Fertigstellung dieser Vorlage hat in der vorigen Woche
nochmals eine Besprechung mit Vertretern der ver¬
schiedenenMinisteriell stattgefunden; bekanntlich sind
im ganzen zehn daran beteiligt. (Hört, hört!) Aus
dieser Besprechung habe ich die Auffassung gewonnen,
baß, trotzdemdie Sache schon sechs Monate in Berlin
hin unb her geschobenwird, Ane Klärung, ob man
für die Straße die Mittel der produktiven Grwerbs-
losenfürsorge geben, ob man die Erhebung der Abgabe
gestatten will und ob man dabei die Straße als Privat-
straße ansehen oder eine Ausnahme von der Be¬
stimmung des Kraftfahrzeugsteucrgesetzes zugestehen
will, noch in keiner Weise erfolgt ist. (Hört, hört! Zu¬
ruf des Abgeordneten Hoffmann: Das ist auch die
reine Kräwinlelei!) Dankbar erkenne ich an die warme
und nachdrückliche Unterstützung, die das Projekt bei
den Vertretern der Preußischen Staatsregierung und
beim Reiche, auch durch den Vertreter des Ministeriums
für die besetztenGebiete und vor allem auch bei bem
Vertreter ber Rheinprovinz im Neichsrat, Herrn
Dr. Hllmacher, gefunden hat. Aber im übrigen habe
ich das Gefühl, daß von den Neichsinstanzen soviele
Schwierigkeiten und Bedentlichteiten geradezu hervor-
gcsucht werden, daß ich die Aussicht für das Zustande¬
kommen des Projektes nur noch ganz gering einschätzen
kann. (Hört, hört!) Das Projekt ist, wie auch der
Provinziallandtag beschlossen hat, nur durchzuführen
und zu vertreten, wenn diejenigen, die die Straße be¬
nutzen, für die Annehmlichkeitenund Vorteile der Be¬
nutzung auch eine Abgabe zu zahlen haben. Wenn man
also die Autostraße will, so muß man auch die Abgabe
wollen, zumal diese bei dem Fehlen jeden Zwanges zur
Benutzung der Straße innerlich durchaus gerechtfertigt
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ist. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) Wenn
das Reichsverkehrsministerium daher die Abgabe ab¬
lehnt, so ist damit auch der Bau der Straße abgelehnt.
Das kann nicht nachdrücklich genug betont werden.

»Bezeichnend ist auch die Stellungnahme des Reichs-
sinanzministcriums. Von den Vertretern wurden drei
Bedeuten vorgebracht. Erstens tonnten die Mittel der
produktiven Erwerbslosenfürsorge nur für ein Jahr
zugesagt werden. Natürlich ist damit die Sache er¬
ledigt, soweit die produktive Erwerbslosonfürsovge in
Frage kommt. Es wurde allerdings dann auch hinter¬
her mit Mühe und Not von den Vertretern die Er¬
klärung erreicht, baß !das vielleicht nicht so ernst ge¬
meint sei und mau «dann vielleichtauch in den spateren
Iahreu auf eine Fortsetzung rechnen könnte. Aber zu¬
nächst wurde 'dieser Staudpunkt mit dem größten Nach¬
druck betont. Zweitens müsse die Provinzialverwaltung
zunächst nachweisen, daß sie auch in der Lage sei,
irgendwo eine Anleihe von vier Millionen, die sie aus
eigenen Mitteln ausbriugeu muß, zu erhalten, und
drittens müsse die ProvinZialverwaltung nachweisen,
daß sie, auch wenn die Abgaben nicht eingingen, in der
Lage wäre, die Zinsen- und Tilgungsraten zu be¬
zahlen. Mit solchen Einwendungen kommt man der
Provinzialverwaltung gegenüber heute, nachdem das
Projekt schon sechs Monate in Berlin vorliegt. Daß
bei solcher Grundeinstellung und bei dem anscheinenden
Fehlen jeden Interesses an der beschleunigten Be¬
schaffungvon Arbeiten für die Erwerbslosen und der
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse bei den ent¬
scheidenden Ministerien die Aussichten für die Durch¬
führung des Projettes nur noch ganz geringe sind, ist
verständlich. Die Verantwortung dafür, sowohl den
Erwerbslosen wie anch den Bewohnern der betreffen¬
den Gebiete wie auch den Autofahren: gegenüber, muß
die Reichsregieruug tragen. (Lebhafte Zustimmung.)

Der zweite große Posten der Ausgabe ist die Wohl¬
fahrtspflege, vor allem Fürsorgeerziehung, Landes-
fürsorgewesen und Unterbringung der Geisteskranken
Und Schwachsinnigen. Hier ist eine Gesamtfteiaeruug
der Bruttoausgllbe von 74 877 000 Mark auf 82 705 000
Mark, also um 7 828 000 Mark. Der Zuschuß aus
Steuermitteln wächst nicht in entsprechendemMaße,
Weil zwei Drittel der Fürsorgeerziehungskosten vom
Staat und außerdem für jeden Geisteskranken die
Spezialkosten von Stadt- und Landkreis zu tragen
sind. Aber immerhin ist auch der Zuschuß von 13 770 000
Mark auf 15 660 000 Mark, also um 1890 000 Mark,
gestiegen. Auch hier ist die Erklärung eine durchaus
zwangsläufige. Es ist die außerordentliche Zunahme
der Zahl der Geisteskranken, Schwachsinnigen und
Epileptiker. Ich habe schon das vorige Mal darauf
hingewiesen: die Zunahme hält nicht nur an, sondern
wird noch stärker. Am 31. März 1923 hatten wir in
den Anstalten 11467 untergebracht, am 31. März 1926
14 631, also eine Steigerung um jährlich 1000, und in
diesem Jahre, vom 31. März 1926 bis I. März 1927,
eine Steigerung um 1247, also diesmal eine voraus¬

sichtliche Ill'hreKsteigerung um annähernd 1400. Es
tommt dazu die Erhöhung der Pflegesätze der An¬
stalten, sowohl in den Provinzilllanstlllten als auch in
den Privatanstalten. Sie haben bereits im vorigen
Provinziallandtag beschlossen,die Pflegerlöhne dadurch
zu erhöhen, daß die Anfangsgruppe von 2 auf 3 ver¬
schallen wird. Dies macht eine Mehrausgabe von jähr¬
lich 180 000 Mark. Die Zahl der Fürsorgezöglinge ist
von rund 14 000 auf rund 15 000 gestiegen. (Abgeord¬
neter Hosfmann: Hört, hört!) Auch hier sind die
Pflegekosten vor allem >in den Privatanstalten ge¬
stiegen, in den evangelischen von durchschnittlich
2,19 Mark auf 2,38 Mark, in den katholischen von
durchschnittlich 2,10 Mark auf 2,20 Mark. Die Krüppel¬
fürsorge weist ein Mehr von 300 000 Mark auf durch
verstärkten Andrang infolge des besseren Ginlebens und
Betanntwerdens des Gesetzes.

Ein besonderes Wort muß ich dann noch zu dem
soust wenig beachteten, aber finanziell doch bedeutungs¬
vollen Haushaltsplan über das Landesfürsorgewesen
sagen. Aus diesem Haushaltsplan werden vom Landes-
fürsorgeverband »n die Bezirtsfürsorgeverbände die
Kosten erstattet, die diese — die Stadt- und Landkreise
— für die Landhilfsbedürftigen aufzuwenden haben,
die sie in ihrem Bezirk verpflegen. Diese Erstattungen
erfolgten bisher nach einem vom Minister festgesetzten
Tarif, der weit unter den Selbstkosten vor allem der
städtischen Krankenhäuser liegt. Nunmehr hat der
Preußische Wohlfahrtsminister in Durchführung der
Fürsorgepflichtverordnung vom 1. April an den ganzen
Tarif aufgehoben, so daß jetzt an Stelle des bisherigen
Tarifsatzes von etwa 3 Mark die gangen, vielfach mehr
als doppelt so hohen Kosten bezahlt wecken müssen.
Die Mehrausgabe für den Provinzialverband beträgt
500 000 Mark. Sie konnte erst nach Fertigstellung des
Entwurfes des Haushaltsplanes festgestellt werden, so
daß Ihnen «infolgedessenein Vorschlag zur Abänderung
des Haushaltsplanes vorgelegt worden ist, wonach im
Laudesfürsorgewese» die Ausgabe um 500000 Mark er¬
höht wird und dafür der in Aussicht genommene An¬
fang der Defizitdeckungvon 500 000 Mark wieder weg¬
fallt. Sie sehen aber, auch diese VerhältUissesind völlig
zwangsläufig und weder von der Verwaltung noch
durch einen Beschluß des Provinziallandtags zu ändern.
Ein kleiner Trost liegt für die Steuerträger darin, daß
diese 500 000 Mark ja auch restlos den großen Steuer¬
trägern, vor allen: den Großstädten, «durch die ihnen
zukommenden Erstattungen wieder zugute kommen.
Aber auch darüber hinaus wird es notwendig, die Auf¬
gabe des Landesfürsorgewesens nicht mehr nur in der
Zahlung von Kosten für die unterstütztenHilfsbedürsti-
geu zu sehen, sondern sich der Personen der Unter¬
stütztenzum Zwecke dauernder Hilfe anzunehmen. Das
wird um so notwendiger, als die Zahl der arbeitslosen
Wanderer, beginnend vom ernsthaft Arbeitsuchenden
bis zum Landstreicher,in besorgniserregender Weise zu¬
nimmt. Dazu wird Ihuen eine besondere Vorlage
überreicht über die Fürsorge für hilfsbedürftige jugend-
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liche Wanderer. Bei diesen ibeswht die beste Hilfe in
möglichst baldigem Heimtransport, Dessen Kosten sollen
auf den Landesfürsorgeverband übernommen weiden,
auch wenn im einzelnen die Verpflichtung einmal nicht
ohne weiteres nachweisbar sst.

Es sind bann weiter bei Reich und Staat Gesetze
über die Regelung der Wandererfürsorge in Vorberei¬
tung. Hoffentlich werden sie neben den Vorschriften
über 'die Ginrichtung von Unterkunft für die Wanderer
auch Vorschriften über die ebenso notwendige Ein¬
schränkungdes Wanderns bringen. Inzwischen ist aber,
um diese Dinge vorzubereiten, auch in den Haushalts¬
plan der Posten, der die Zuschüsse an Albeiterkolonien
und ähnlicheEinrichtungen der Wandererfürsorge, wie
sie jetzt schon bestehen,vorsieht, von 25 000 auf 100 000
Mark erhöht worden.

Der Haushaltsplan „Verschiedenes"zeigt eine Ab¬
nahme des Zuschusses um 1674 NUN Mark. Die Ab¬
nahme ist aber nur scheinbar,denn sie ist hervorgerufen
dadurch, daß der Posten zur Verzinsung und Tilgung
von Vorschüssen von 1500 »NO Mark weggefallen und in
den Haushaltsplan der Vermögens- und Schulden¬
verwaltung übernommen worden ist. Dieser Haus¬
haltsplan ist neu aufgestellt. Gegenüber dem Entwurf
ist er dann in der Nachtvagsvorlagenochmals geändert,
indem die schon mehrfacherwähnten 50U 00U Mark zur
teilweisen Deckung des Fehlbetrages des Haushalts
1925 wieder abgesetzt worden sind. Dieser Haushalts¬
plan enthält wesentlich die Beträge zur Verzinsung
und Tilgung von Anleihen des Provinzialverbandes.
Diese Anleihen haben schon wieder den anständigen
Betrag von 33 Millionen Mark erreicht. Es liegt
Ihnen eine besondere Vorlage vor, eine weitere An¬
leihe von 5 791 000 Mark aufzunehmen, deren Gegen¬
stände alle schon in der Vergangenheit beschlossen sind.
Es werden deshalb hier für den Posten «der Verzinsung
und Tilgung der Anleihe 3 750 000 Mark vorgesehen,
und dieser Betrag wird zweifellos in Zukunft wachsen.

Zu dem Punkt der Behandlung des Defizits aus
dem Jahre 1925, das auch bei den Borberatungen zum
Haushaltsplan die wichtigste Rolle gespielt hat, möchte
ich noch ein besonderes Wort sagen. Zweifellos ist das
Verfahren, dieses Defizit völlig zu ignorieren und auch
sonst über seine Deckungetwa durch Anleihe, für die
aber Wohl eine Genehmigung nicht zu erhalten ist,
etwas zu beschließen, durchaus unsolide und in der
öffentlichenFinanzwirtschust völlig ungewöhnlich. Das
Verfahren ist um so bedenklicher, als es weiter nichts
bedeutet als eine Steigerung der Schuldenlast der
Provinz, die damit auf 13 Millionen Mark — das ist
genau der Betrag der Vorkriegszeit — steigt. An Ver¬
zinsung und Tilgung waren aber in der Vorkriegszeit
nur 3101000 Mark, dagegen demnächst4X> Millionen
Mark notwendig.Dem gegenüber steht allerdings ein Be¬
triebsfonds von 7 Millionen Mark. Dieser wird aber nie¬
mals zur Erleichterung der Schulden dienen, da bei
einem Haushaltsplan von 115 Millionen Mark, wobei
in den wichtigsten Posten (Fürsorgeerziehung und

Unterbringung von Hilfsbedürftigen, Straßen- und
Wegebau) von der Provinz vorgeleistet werden muß,
und die Erstattungen des Staates, der Fürsorgeverbände
oder die Provinzialstcuern erst nachträglich eingehen,
immer mehr als 7 Millionen Mark Vorschüsse geleistet
sind. Zur Begründung für das Verfahren, das Defizit
des vergangenen Jahres zunächst unbeachtet zu lassen
und auf eine günstigere Zukunft zu hoffen, wird dar¬
auf hingewiesen, daß manche Städte es heute ebenso
machen müssen. Da möchte ich aber doch auf wesent¬
liche Unterschiede zwischen der Finanzlage der Pro¬
vinzen und der Städte aufmerksam machen. Ich habe
schon erwähnt, daß die Städte die Steuerumlagen nicht
in einer festen Summe, sondern nach einem bestimmten
Prozentsatz von gewissen Maßstäben beschließen. Es
kann dabei immer die stille Hoffnung bestehen, daß
dieser Prozentsatz etwas mehr einbringen wird, als
im Haushaltsplan angenommen. Das ist, wie schon er¬
wähnt, bei der Provinz nicht der Fall; ein Mehr an
Provinzialumlllge geht unter leinen Umständen ein.

Aber auch bei den Reichs- und Landesstcnerübcr-
wcisungen sind die Provinzen durch die Gesetzgebung
schlechtergestellt. Bei der garantierten Ueberweisungs-
summe vo» 2 000 000 Mark sollen nämlich unter allen
Umständen 150 000 Mark ans die Umsatzsteuer entfallen.
Diesen Betrug wird die Unisatzsteueraber sicherlich nicht
ausbringen, und dann soll das Fehlende aus der Ein¬
kommen- und Körperschaftssteuer genommen werden.
Für die Stadt- und Landkreise ist diese Regelung voll¬
ständig unbedenklich,abgesehen von der etwaigen Ver¬
teilung zwischen den einzelneil Städten und Hand¬
kreisen,denn sie bekommen ja sowohl die Umsatzsteuer
wie die Reichseinkommen- und Kürperschaftssteuer.
Anders für die Provinzen. Die Provinzen sind an
der Umsatzsteuer uicht beteiligt und bekommen nur
Neichseinlommcnstcuer und Körperschaftssteuern. In¬
folgedessenschlägt diese Bestimmung nach zwei Seiten
wesentlich zum Nachteil der Provinzen aus. Einmal
bekommen die Provinzen unter leinen Umständen
mehr, als sie nach den jetzigen 2 000 000 Mark sich be¬
rechnen können, denn alles Mehr, was an Reichs-
einlommensteuer einkommt, wird dazu verwendet, den
Minderbetrag an Umsatzsteuerzu decken, und zweitens,
was noch schlimmer ist, die Provinzen sind nuu gar
nicht beteiligt an dem Betrage der Reichseinkommen-
steuerüberweisungcn, der genommen wird, um die
150 000 Mark Umsatzsteueraufzufüllen. Das bedeutet
für die Nheinvrovinz allein ein Minus von gerade
einer Million Mark, die sie mehr bekommen würde,
wenn das Reich diese Bestimmung nicht getroffen
hätte. Ich bin überzeugt, man hat beim Reich gar
nicht daran gedacht, welche Bedeutung das für die Pro¬
vinzen haben würde, da man sich dort nur mit den ein¬
zelnen Ländern beschäftigte. Es ist aber tatsächlichso.
Die Preußische Stnntsregierung lehnt es auch ab, diese
Benachteiligung der Provinzen etwa durch ein preu¬
ßisches Gesetz nachträglich zu reparieren. Wenn diese
Bestimmung nicht wäre und wir die eine Million Mark
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mehr hätten, brauchten wir uns über die absolute Er¬
höhung »der Provinzialumlage, die Ihnen vorgeschla¬
gen wirb, gar nicht zu unterhalten. Wir hätten sie
dann ja von anderer Seite. Auch bei dem Kampf, der
in diesem Jahre in Berlin bei der Verteilung des
Reichs- und Landessteuerkuchensunter den Beteiligten
geführt werden muß, sind die Provinzen von vornher¬
ein im Nachteil.In Berlin spielt eine ausschlaggebende
Rolle die Zahl. Es gilbt aber der Zahl nach weniger
Provinzen als Stadt- und Landkreise und vor allem
weniger Abgeordnete, die den Provinzen nahestehe»,
als den Stadt- und Landkreisen. Infolgedessen haben
die Stadt- und Landkreise immerhin mehr Hoffnung,
ihre Finanzen durch höhere Einnahmen von Berlin in
Zukunft sanieren zu können, als das bei den Provinzen
der Fall ist. Sodann aber können vor allem die Städte
und auch manche Landkreise sich das Versahren, das
Defizit offenzulassenund serner zur Balancierung des
Etats ordentliche Ausgaben in den außerordentlichen
Haushaltsplan zu übernehmen und damit die Schulden¬
last zu steigern, weit eher erlauben als die Provinzen.
(Zuruf des Abgeordneten Hack: Der lebhafte Beifall
am Schluß der Rede ist schon garantiert! Glocke des
Vorsitzenden.) Denn Wohl ebenso, wie die Schulden¬
last steigt, ist bei den Städten in den letzten Jahren
auch das Vermögen, insbesondere auch ihr werbendes
Vermögen, gestiegen. Die Provinz ist aber grundsätz¬
lich aus dem Kampf um den Erwerb von werbenden
Anlagen herausgeblieben. Als werbendes Vermögen
kann man 'bei ihr im wesentlichennur die 460 000 Mark
Nominalwert RWE.-Aktien und die Beteiligung an
der Landesbnnk und einigen Steinbrüchen bezeichnen.
Bei der Provinz hat daher die fortwährende Steige¬
rung der Schuldenlast, die setzt schon den Vorkriegs-
betrag wieder erreicht, eine doppelt bedenklicheSeite.

Bezüglich der übrigen Ausgabcposten möchte ich, so
bedeutungsvoll sie auch sind, zunächst etwaige Anfragen
in der Debatte und den Vorberatungen in den Aus¬
schüssen abwarten, um die weiteren Auskünfte zu er¬
teilen.

Es bleibt dann noch darzulegen, wie die Ausgaben
gedeckt werden sollen, und damit ,lomme ich auf den
Haushaltsplan der Steuern und Ueberweisungen aus
Reichs- und Staatsmitteln. Wie sich aus den Gesamt¬
zahlen des Haushaltsplanes ergibt, müssen, nachdem
von den 115 800 000 Mark die eigenen Einnahmen mit
71300 000 Mark und die kleineren Ueberschüsse ein¬
zelner Haushaltspläne abgezogen sind, noch 41102 000
Mark aufgebracht werden. Davon werden erwartet
6,7 Millionen aus Ueberweisungenan Reichseinlommen-
und Kürperschaftsstenern und 10,8 Millionen aus der
Dotationsüberweisung des Staates. Diese Beträge sind
berechnet auf Grund der Angaben im Reichshaushalts¬
plan. Wie bei den Ausgaben der ProUinzialUerwaltung
>wmer mehr ausschlaggebendwird die Straßenunter-
haltun'g, so bei den Einnahmen die Kraftfahrzeugsteuer.
Aus ihr werden erwartet insgesamt 13 Millionen
Mark. In diesem Jahre wird sie uns nur knapp

11 Millionen bringen, so daß bei einem Anschlag von
13 Millionen in reichstem Maße die Zunahme der Zahl
der Kraftwagen berücksichtigt ist. Es wird ja auch in
diesem Jahre der Verteilungsschlüssel noch bleiben.
Aber im nächstenJahre wird ein neuer Verteilungs¬
schlüssel beschlossen werden. Das ist von einer solchen
Bedeutung für die Finanzlage des Prsumzialverban-
des, daß ich doch auch darüber noch ein Wort sagen
nmß. Der jetzige Schlüssel unterscheidet die ordent¬
liche Kraftfahrzeugsteuer und »die außerordentliche Zu¬
weisung an die westlichen Provinzen. Die ordentliche
Kraftfnhrzeugsteuersieht für die Hälfte der Steuer noch
die Verteilung nach dem Gebietsumfang vor. Das ist
ein Maßstab, der von uns in keiner Weise als berechtigt
anerkannt weriden kann. (Sehr richtig!) Er steht in
keinem inneren Zusammenhang mit den Aufwen¬
dungen für die Straßenunterhaltung und benach¬
teiligt die Provinzen mit dem stärkeren Verkehr
aufs allerschwerste gegenüber den Provinzen mit
schwächerem Verkehr. Auch die Kraftwageubesitzer
selbst können sich darüber nachdrücklich betlagen,
denn sie haben einen Anspruch darauf, daß die Steuer,
die sie bezahlen, auch den Straßen zugute kommt, die
sie befahren, daß aber nicht die Kraftsahrzeugsteuer,
die Hier von den Kraftfahrzeugbesitzerngezahlt wird,
für die Herstellung von Straßen im Osten verwendet
wird. Das hat nichts zu tu» mit dem notwendigen
Ausgleich der Leistungsfähigkeitzwischen den verschie¬
denen Gebieten des preußischen Staates, »denn die
Kraftfahrzeugstener ist eine Zwecksteuer und leine
Steuer zur wirtschaftlichenHebung leistungsschwacher
Gemeinden. Abgeordneter Krawinlel: Bravo!)

Wie unbillig dieser Verteilungsmatzstab ist, mögen
Sie aus folgendem ersehen: Aus der nach dem Ge-
bietsumfange verteilten einen Hälfte erhält »die Pro¬
vinz Ostpreußen für jedes Kraftfahrzeug, das in Ost¬
preußen seinen Sitz hat, mehr als das 13^sache, als
die Nheinprovinz pro Auto bekommt, Grenzmark
Posen—Westpreußensogar das 15 fache, Pommern mehr
als das 8>sfache. Von der in der Rheinprovinz aus¬
kommendenKrastfahrzengsteuer geht insgesamt bei der
Verteilung der einen Hälfte nach dem Gebictsumfang
mehr als 50 Prozent des Anfkommens nach anderen
Gebieten Heraus. (Hört, hört!) Auch die Verteilung
der 25 Prozent auf die Regierungsbezirke geschieht zur
Hälfte nach dem Gebietsumfange. Infolgedessen erhält
aus dieser Hälfte der Regierungsbezirk Allenstein und
der Regierungsbezirk Äüneburg mehr als doppelt so¬
viel als der Regierungsbezirk Düsseldorf und der Re¬
gierungsbezirk Küslin sogar das Vierfache des Re¬
gierungsbezirks Köln. Damit möge man die Zahl der
Autos in den betreffenden Regierungsbezirken mitein¬
ander vergleichen. Infolgedessen muß aus eine Aende¬
rung dieses ungerechten Verteilungsmaßstabes hin¬
gewirkt werden. Wenn er sich bisher noch nicht so un¬
günstig auswirkt, so liegt das an den außerordentlichen
Zuwendungen, die anläßlich der Zerstörungen der
Straßen während des Ruhrkampfes gemacht worden
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sind. Dies wird aber demnächst wegfallen. Dann kommt
eine neue Verteilung. Wir verlangen, baß der Maß¬
stab ber Grundfläche überhaupt wegfällt und der Maß¬
stab des örtlichen Aufkommens, bei dem Unbilligkeiten
an den Grenzen Berlins und Brandenburgs besonders
geregelt werden müssen, der Verteilung zugrunde
gelegt wirb.

Der Kvaftfahrzeugsteuer, soweit sie die Provinzen
bekommen,drohen aber noch andere Gefahren. Iu-
nmyst broht das Reich oder Preußen, Beträge vorweg¬
zunehmen für Ablösung von Brückengeldern oder viel¬
leicht für Durchführung eigener Vertehrsproiekte. Dann
verlangen die Landkreise, vor allem aber bie Städte,
höhere Beteiligung an der Kraftfahrzeugsteuer. Was
dabei als Ergebnis herauskommt, ist völlig undurch¬
sichtig. Auf jeden Fall ist die Gefahr sehr groß, daß
der Betrag, ber anbie Provinz ialverbände fällt, wie¬
derum gekürzt wird.

Wenn wir dann noch einen Blick auf den außer¬
ordentlichen Haushaltsplan werfen, so sieht er eine
Gesamtausgabe von 18N8 0N0 Mark gegen 11L5UUU
Mark im Vorjahre vor. Dazu kommen noch weitere
10U UU0 Matt Zuschuß für den BrückenbauAls—Nullay,
Worüber Ihnen heute noch eine besondereVorlage zu¬
gegangen ist. Die Steigerung der Ausgaben des außer¬
ordentlichen Haushaltsplans ist sehr bedauerlich, denn
sie bedeutet eine Erhöhung der Schuldenlast, da dieser
Betrag durch Anleihe gedeckt werden muß, und damit
eine bauerNde Belastung der späteren Haushaltspläne.
Hervorgerufen ist das Mehr vor allem auch dadurch,
daß große Posten unproduktiver Ausgaben, die in frü¬
heren Jahren in den Haushaltsplan „Verschiedenes"
eingesetztund damit auf 'die Provinziainmlage über.
nommen wurden, in biesem Jahre, um die Umlage zu
schonen, hier eingesetztwurden. Ich rechne dazu bei¬
spielsweiseden Zuschuß zum Bau einer Aggertal'sperre
mit 396 999 Mark, zur Unterstützung 'der Nicrsregulie-
rung mit 122 999 Mark, für Umbauten in der Anstalt
Brauweiler mit 6U0N0 Mark und für Herstellung einer
Wasserreinigungsanftalt in der Anstalt Nedburg-Hau
mit 45 900 Mark.

Wenn ich nun am Schlüsse mein Urteil über das
Gesamtbild des Haushaltsplanes abgeben soll, so kann
ich es von meinem Standpunkt als des in erster Linie
sowohl für die Finanzlage wie auch für die Durch¬
führung der Aufgaben bes ProvinHialverbandes ver¬
antwortlichen Beamten nur als »durchausunbefriedi¬
gend bezeichnen. Unbefriedigend ist zunächst die Tat¬
sache, daß eine ganze Anzahl Nusgabeposten unter das
Maß des Notwendigen heruntergedrückt werden muß¬
ten. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!) Ich rechne
dazu die Ausgaben für Unterhaltung der Provinzial-
straßen, wo von den örtlichen Bauämtern, nachdem
schon eine Prüfung durch die Zentralstelle stattgefun¬
den hat, noch mehr als das Doppelte des vorgesehenen
Betrages verlangt wird. Ich rechne dazu bie Ab¬
lehnung so vieler Forderungen und Wünscheauf Ver¬
besserung!des Verkehrswesens, ich rechne dazu die Ab¬

lehnung zahlreicher, dringend wünschenswerter Ver¬
besserungen in den Povinzilllanstalten, 'die auch, wie
beispielsweise der Neubau des Frauenlazaretts in
Brauweiler, von der Kommission des Provinzial-
landtages schon längst als bringend notwendig be¬
zeichnet worden waren, ich rechne dazu die Ablehnung
der an die vielen Hnnderte zählenden, im Laufe des Jah¬
res eingehendenAnträge auf Förderung sozialer, kultu¬
reller und wirtschaftlicherZwecke. Auch ber Betrag für
bochwllsserschutzmaßnahmenhat eine bedauerlicheKür¬
zung erfahren müssen. Unbefriedigend ist der Haus¬
haltsplan aber vor allem deshalb, weil er wiederum
durch einen hohen außerordentlichen Haushaltsplan
eine Vermehrung der Provinzialschulden bringt, und
unbcfriedigend ist er vor allem deshalb, weil er keiner¬
lei Deckung vorsieht für das Defizit 'des Jahres 1925
in Höhe von 4,3 Millionen Mark, wozu aus dem Jahre
1926 wahrscheinlichnoch ein weiteres Defizit von einer
Million Mark hinzukommt.

Nach dem Vorschlage des Provinzialausschusses soll
aber versucht werden, das nächste Jahr auf dieser
schwankendenfinanziellen 'Grundlage weiterzuarbeiten.
Aber der Provinzialausschuß ist mit mir der Ansicht,
daß bei der Aufstellung bes Haushaltsplanes des
Jahres 1928 unter allen Umständen Beschlüsse über die
Deckungdes Defizits von 1925 und eventuell 1926 ge¬
faßt werden müssen. Ganz besonders bedauerlich ist es,
daß die Finanzlage ber Provinz es so schwierig macht,
gerade diejenigen Aufgaben in ausreichendemMaße zu
erfüllen, bie nach ben Dotationsgesetzen,aber auch nach
der geschichtlichenEntwicklung und vor allem nach
ber Bedeutung und der besonderen Lage der Rhein-
Provinz mit bie wichtigsten der 'Provinziellen Selbst¬
verwaltung sein sollten, die Pflege der kulturellen Be¬
lange der Provinz. Gerade hier in der Rheinprovinz
ha'ben 'wir auf bem Gebiete von Wissenschaft und
Volksbildung, in Denkmalpflege unb Heimatschuh, in
der Erinnerung an unsere geschichtlicheVergangenheit,
in ber Pflege rheinischenVolkstums so hohe Güter zu
wahren und zu hüten, wie es auch nicht im entfernte¬
sten in irgendeiner anderen Provinz der Fall ist. Wir
tonnen unb wollen uns dieser Aufgabe nicht entziehen,
wenn wir auch nicht den Bedürfnissen und noch weni¬
ger den Wünschen, die das so erfreulich aufgeblühte
Interesse für unsere rheinische Heimat hervorruft, im
entferntesten entsprechenkönnen. Ich möchte aber doch
Ihrem besonderen Wohlwollen ben Haushaltsplan zur
Förderung von Kunst und Wissenschaft empfehlen. Er
spielt zwar mit einer Gesamtausgabe von 445 0UN Mark
in einem Haushaltsplan von 115 Millionen Mark nur
eine geringe Rolle; aber immerhin können doch die drin¬
gendsten Bedürfnisse aus ihm befriedigt werden, und
es kann auch die führende Stellung, die der provin¬
ziellen Selbstverwaltung zukommt, wenn es sich um
Pflege der kulturellen Belange der ganzen Rhein¬
provinz handelt, in etwa gewahrt werben. In einer
besonderen Vorlage wird bann noch von Ihnen ein
bescheidener,auf vier Jahre zu verteilender Betrag



73, RheinischerProvinziallandtng, 2, Sitzung am 4. April 1927. 21

von 15 000 Mark für das in Bonn zu gründende Beet¬
hoven-Archiv verlangt, um sich dadurch mit zu beteili¬
gen an der Ehrung eines der größten Söhne des Rhein¬
landes, dessen hundertjähriger Todestag in diesem
Jahre gefeiert wurde.

In diesen Zusammenhang gehört auch die Vorlage
Wer Bereitstellung von 250 000 Mark zum Ausbau des
rheinischen Iugcndherbergsnetzes. Ganz gewiß spielt
hierbei in erster Linie die gesundheitlicheErtüchtigung
der Jugend eine Rolle; darüber hinans soll aber auch
durch «das Wandern in unserer herrlichen Provinz der
Sinn für deren Schönheit und für deren Reichtum an
Denkmälern der Natnr und der Kunst in der Jugend
geweckt werden.

Unsere rheinischenHochschulen haben mich stets das
besondere Interesse 'des Prouinziallandtages gefunden.
Abgesehen von einer kleinen laufenden Unterstützung
ihrer Einrichtungen, die in dem Haushaltsplan für
Kunst und Wissenschaftgefordert wird, sollen sie jetzt
nach einer besonderen Vorlage auch Beihilfen von je
5,000 Mark jährlich für die Studentenwohlfahrts-
einrichtungenerhalten. Diese ist vor allem vom sozialen
Gesichtspunkteaus zu Würdigen, denn durch diese Ein¬
richtungen soll es auch den Minderbemittelten ermög¬
licht werden, die Hochschulenzu besuchen. Auch der
Deutsche Reichstag hat sich in deu letzten Tagen für
eine Unterstützung dieser Einrichtungen ausgesprochen.
Wir müssen es aber lebhast bedauern, wenn unserer
TechnischenHochschule in Nachen durch das Vorgehen
der Preußisch",: Staatsregieruug eine schwere Schädi-
nung >droht. Während die Aachener Hochschuleseit
Jahren vergeblich um die Bewilligung von Mitteln
zum besserenAusbau ihrer Ginrichtungen bittet, sollen
nunmehr reichlich Mittel zur Verfügung gestellt wer¬
ben, um an anderer Stelle, in Münster, technische Fa¬
kultäten einzurichten, deren Besuch zu einem großen
Teil nur auf Kosten der Aachener Hochschule geschehen
kau». Dieses Vorgeben ist für nns um so weniger ver¬
ständlich, als die AachenerHochschule zusammen mit der
Stadt Aachen eine durch Kriegsfolgen und Besatzung
besonders erschwerte nationale, kulturelle und wirt¬
schaftliche Grenzwacht zu halten hat. (Zustimmung.)

Im übrigen bitte ich, meine Damen und Herren,
aus dem Haushaltsplan und den Vorlagen die Ueber¬
zeugung zu entnehmen, daß Provinziallverwnltung und
ProvinzialllUsschuß auch in diesem Jahre wiederum

versucht haben, mit den bescheidenenMitteln, die uns
bei 'der Finanzlage zur Verfügung stehen, die Aufgaben
der provinziellen Selbstverwaltung auf wirtschaft¬
lichen:, sozialem und kulturellem Gebiete zur Durch¬
führung zu bringen. Das ist diesmal vielleichtschwerer
gewesen als in den letzten Jahren. Wenn Sie die
Wünsche und Anträge, die nicht an Sie gelaugt sind,
und die vielen Beschwerdenund Auseinandersetzungen
kennen würden, die die Provinzialverwaltung wegen
Zurückweisung von Ansprüchen mit Hilfsbedürftigen,
mit Anstalten, mit Kommunen, mit wirtschaftlichen
Verbänden führen muß, so würden Sie auch sehen, daß
die finanzielle Einschränkung und Zurückhaltung dies¬
mal wohl noch größer gewesen ist als in früheren
Jahren. Aber daneben kann auch die öffentlicheVer¬
waltung ebensowenig wie die Privatwirtschaft ohne
einen gewissen Optimismus und eine Hoffnung auf die
Zukunft auskommen. Und mit diesem optimistischen
Gedanken bitti' ich Sie, mich an die Prüfung des Haus-
baltsplans und der Vorlagen heranzugehen. (Zuruf
des Abgeordneten Hack: Achtung! Ich zitiere gleich
auch den lebhaftcu Beifall!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Hack, ich rufe Sie zur Ordnung!

Landeshauptmann Dr. Horion (fortfahrend):
dann wird das Ergebnis den Interessen der Rhein-
Provinz, damit aber auch den Interessen unseres preu¬
ßischen und deutschen Vaterlandes zum Segen ge¬
reichen. (Lauter Beifall.)

VorsitzenderDr. Iarres : Nach dem Beschluß von
heute vormittag sollen nun die Verhandlungen abge¬
brochenwerden und eine Vertagung auf morgen früh
9^ Uhr eintreten, mit folgender Tagesordnung:

1. Eingänge;
2. Beratung des Haushaltsplans und der damit in

Verbindung stehendeu Landtagsvorlagen;
3. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung

der eingegangenen Vorlagen.
Ich stelle fest, daß Sie mit dem Termin und der

Tagesordnung einverstanden sind.
Das Wort wird nicht 'weiter gewünscht. Ich schließe

die Sitzung.
(Schluß 4 Uhr 40 Minuten.)
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